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Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
 
Ministerrat 
 
Wiener Erklärung über die Rolle der OSZE in 
Südosteuropa1 
 
Wien, 28. November 2000 
 
 
1. Wir begrüßen die am 10. November 2000 erfolgte Aufnahme der Bundes-
republik Jugoslawien in die OSZE. Wir äußern unsere Freude und Genug-
tuung angesichts des demokratischen Wandels und beglückwünschen das 
Volk Jugoslawiens zu seiner Entschlossenheit, für diejenigen zu stimmen, die 
eine demokratische, tolerante und friedliche Zukunft anboten. Das letzte 
Jahrzehnt der undemokratischen Herrschaft brachte unermessliches Leid über 
alle Menschen im ehemaligen Jugoslawien. Doch nun eröffnen sich dank des 
Bekenntnisses der Bundesrepublik Jugoslawien zu den Prinzipien und Stan-
dards der OSZE und ihrer Bereitschaft, mit europäischen Institutionen, regio-
nalen und subregionalen Vereinbarungen und ihren Nachbarn zusammenzu-
arbeiten, neue Perspektiven für Frieden und Wohlstand in Südosteuropa. Wir 
erklären unsere Entschlossenheit, diese Chancen voll zu nutzen. Wir rufen 
das jugoslawische Volk und die Regierung auf, ihre Bemühungen in Rich-
tung einer voll entwickelten Demokratie und der Achtung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Rechte von Angehörigen nati-
onaler Minderheiten, fortzusetzen. Wir bekräftigen die Bereitschaft der 
OSZE, das jugoslawische Volk dabei zu unterstützen. Wir begrüßen die Be-
reitschaft der jugoslawischen Regierung, eine OSZE-Präsenz im Land zu ha-
ben. Wir würdigen die von der jugoslawischen Regierung veranlassten Maß-
nahmen, durch die eine baldige Amnestie für alle politischen Gefangenen 
gewährleistet werden soll.  
2. Die Konsolidierung der Stabilität und des Wohlstands im Kosovo auf der 
Grundlage einer weit gehenden Autonomie unter Achtung der Souveränität 
und territorialen Integrität der Bundesrepublik Jugoslawien bis zur endgülti-
gen Regelung im Sinne der Resolution 1244 des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen ist nach wie vor eine große Herausforderung an die internationale 
Gemeinschaft. Beim Aufbau einer demokratischen Gesellschaft wurden ge-
wisse Fortschritte erzielt. Die OSZE-Mission im Kosovo hat als wichtiger 
Bestandteil der Mission der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) durch 
die Organisation der jüngst abgehaltenen Kommunalwahlen einen maßgebli-
chen und wirksamen Beitrag geleistet. Diese Wahlen waren ein wichtiger 
Schritt auf dem Weg zu repräsentativen Gebietskörperschaften für die Be-
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wohner des Kosovo und gaben ihnen Gelegenheit, unter anderem durch ihre 
Entscheidung für Mäßigung als Weg in die Zukunft politisches Verantwor-
tungsgefühl zu zeigen. Nun muss ein Umfeld geschaffen werden, das es den 
Mitgliedern der serbischen Volksgruppe sowie anderen Minderheiten und all 
jenen, die flüchteten, erlaubt, in Sicherheit nach Hause zurückzukehren, und 
in dem alle Bürger uneingeschränkt ihre Rechte ausüben können, einschließ-
lich des Rechts auf Teilnahme am politischen Leben. Wir lehnen Gewalt und 
jede Form der ethnischen Diskriminierung aufs Schärfste ab. Wir appellieren 
an alle, der Gewalt ein Ende zu setzen und ihr Umsichgreifen zu verhindern 
und gemeinsam auf eine demokratische und multiethnische Gesellschaft auf 
der Grundlage von Versöhnung und Gerechtigkeit hinzuarbeiten. Die OSZE 
wird in Zusammenarbeit mit den gewählten Räten ihren Beitrag zur Umset-
zung der Resolution 1244 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen im Be-
reich des Institutions- und Demokratieaufbaus fortsetzen und verstärken, ins-
besondere durch ihre Arbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte, der Rechts-
staatlichkeit und der Medienentwicklung. Wir äußern insbesondere unsere 
Anerkennung für die ausgezeichnete Arbeit der OSZE-Schule für den Poli-
zeidienst des Kosovo, die bisher 2250 Polizeibeamte ausgebildet hat. Die 
Schaffung einer starken und glaubwürdigen Polizei ist eine wichtige Voraus-
setzung für die innere Stabilisierung des Kosovo.  
3. In Bosnien und Herzegowinabeobachten wir generell positive Trends in 
Bezug auf die Rückkehr der Minderheiten, die fortgesetzt und gefördert wer-
den sollte. Die Arbeit der OSZE-Mission in Bosnien und Herzegowina hat 
maßgeblichen Anteil am Erfolg der jüngsten Wahlen. Wir stellen mit Befrie-
digung fest, dass bei diesen Wahlen multiethnische und pluralistische Par-
teien Stimmengewinne verzeichneten. Das Wahlergebnis sollte unverzüglich 
umgesetzt werden. Wir appellieren an alle gewählten Amtsträger, rasch voll 
funktionsfähige Verwaltungsorgane zu bilden. Wir halten es für äußerst 
wichtig, dass die bosnischen Staatsbürger beginnen, selbst die Verantwortung 
für ihre Zukunft zu übernehmen. Die OSZE-Mission in Bosnien und Herze-
gowina wird die diesbezüglichen Bemühungen des Hohen Repräsentanten 
weiter unterstützen.  
4. In Kroatien kam es nach den freien und fairen Wahlen zu Beginn dieses 
Jahres zu spürbaren positiven Entwicklungen. Die kroatische Regierung hat 
bei der Erfüllung ihrer internationalen Verpflichtungen seit Beginn dieses 
Jahres beachtliche und substanzielle Fortschritte gemacht. Besonders begrü-
ßen wir, dass die neuen Behörden wichtige Maßnahmen zur Verbesserung 
der regionalen Zusammenarbeit getroffenen haben und sich entschlossen zei-
gen, das Allgemeine Rahmenübereinkommen für Frieden in Bosnien und 
Herzegowina (Friedensverträge von Dayton/Paris) umzusetzen.  
5. Landesweite und lokale Wahlen in mehreren Ländern Südosteuropas ha-
ben in diesem Jahr wichtige Beiträge zu Frieden, Versöhnung und Gerechtig-
keit in der gesamten Region geleistet. Sie lassen auf weitere substanzielle 
Fortschritte in unserem Streben nach einem Europa ohne Trennlinien in Frie-
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den und völliger Freiheit hoffen. Wir sprechen dem Büro für demokratische 
Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) Dank und Anerkennung für 
seine wichtige Arbeit zur Unterstützung freier Wahlen aus und erwarten, dass 
es auch bei den bevorstehenden Wahlen in Serbien (Bundesrepublik Jugos-
lawien) eine aktive Rolle spielen wird. Wir begrüßen diese Entwicklungen 
und sagen zu, auch in Zukunft mit den Menschen und den Regierungen der 
betreffenden Länder an der weiteren Demokratisierung, der Rechtsstaatlich-
keit, Friedensumsetzung, Aussöhnung und am Wiederaufbau zu arbeiten. Wir 
sind zuversichtlich, dass weitere Fortschritte in einer ganzen Reihe ausstän-
diger Fragen möglich sind, etwa bei der Rückkehr der Flüchtlinge und Ver-
triebenen und der Rüstungskontrolle. Gestützt auf das umfangreiche Netz ih-
rer Missionen in der Region und gemäß deren Mandaten wird die OSZE Be-
mühungen in diesen Bereichen unterstützen.  
6. Wir verweisen nachdrücklich auf die Bedeutung der regionalen Zusam-
menarbeit als Mittel zur Förderung gutnachbarlicher Beziehungen, von Sta-
bilität und wirtschaftlicher Entwicklung. Wir werden auch in Zukunft ge-
meinsam bemüht sein, dieses Ziel zu verwirklichen. Wir erneuern unser Be-
kenntnis zu dem unter der Schirmherrschaft der OSZE stehenden Stabilitäts-
pakt für Südosteuropa als einer wichtigen langfristigen und umfassenden Ini-
tiative zur Förderung dieser Ziele. Die Teilnehmerstaaten werden wie bisher 
durch personelle, finanzielle und technische Ressourcen zu den Zielen des 
Stabilitätspakts beitragen. Wir nehmen Kenntnis vom Beschluss des Ständi-
gen Rates über die Verabschiedung der OSZE-Regionalstrategie für Südost-
europa.  
7. Auf dem Gipfeltreffen von Zagreb am 24. November 2000 erklärten die 
Teilnehmer, dass Demokratie und regionale Aussöhnung einerseits und die 
Annäherung jedes der betroffenen Länder an die Europäische Union anderer-
seits als Ganzes zu sehen seien. Die jüngsten historischen Veränderungen eb-
nen den Weg zu regionaler Aussöhnung und Zusammenarbeit. Sie ermögli-
chen es den Ländern der Region, im Interesse der Stabilität der Region und 
des Friedens und der Stabilität auf dem europäischen Kontinent neue Bezie-
hungen anzuknüpfen, die ihnen allen zum Vorteil gereichen. Sie geben einen 
neuen Anstoß zu einer Politik der guten Nachbarschaft, gestützt auf Streit-
beilegung auf dem Verhandlungsweg, die Achtung der Minderheitenrechte 
und die Einhaltung internationaler Verpflichtungen, darunter, wie bereits be-
tont wurde, die in den diesbezüglichen Resolutionen des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen enthaltene Verpflichtung aller Teilnehmerstaaten, mit 
dem Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien uneinge-
schränkt zusammenzuarbeiten. Sie geben auch den Anstoß zu einer dauer-
haften Lösung des Problems der Flüchtlinge und Vertriebenen und der Ach-
tung der internationalen Grenzen der Staaten. In diesem Zusammenhang steht 
nun allen diesen Ländern als Teil des Stabilisierungs- und Assoziierungspro-
zesses der Weg zu einem engeren Anschluss an die Europäische Union offen, 
wobei jedes auf seine Weise vorgehen wird.  
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8. Wir begrüßen die Mitarbeit der OSZE an der Umsetzung von Anhang I-B 
Artikel II und IV der Friedensverträge von Dayton/Paris und ihren Beitrag 
zur Schaffung eines Rahmens für Frieden und Stabilität in Südosteuropa. Wir 
unterstützen Maßnahmen nach Artikel II wie Transparenz der Verteidigungs-
haushalte, Informationsaustausch über militärische Strukturen und andere 
Aktivitäten der Zusammenarbeit, die mithelfen, das gegenseitige Vertrauen 
und die Stabilität in der Region zu erhöhen, sowie die Bemühungen zu Arti-
kel IV im Bereich der Rüstungskontrolle.  
9. Die durch die Teilnahme der Bundesrepublik Jugoslawien an der OSZE 
und am Wiener Dokument entstandene neue politische Situation verleiht den 
Verhandlungen über regionale Stabilität nach Anhang 1-B Artikel V der 
Friedensverträge von Dayton/Paris neue Impulse. Deshalb appellieren wir an 
die an den Verhandlungen zu Artikel V beteiligten Staaten, sich darum zu 
bemühen, dass ihre Arbeiten auf der Grundlage des Mandats möglichst bald, 
spätestens jedoch bis zum nächsten Treffen des OSZE-Ministerrats, abge-
schlossen werden. Die Umsetzung einer solchen Vereinbarung könnte vom 
Stabilitätspakt für Südosteuropa unterstützt werden. 
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Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
 
Ministerrat 
 
Erklärung der Amtierenden Vorsitzenden1 
 
Wien, 28. November 2000 
 
 
Der Ministerrat ist traditionell eine Gelegenheit zur Standortbestimmung, zur 
Bewertung der Fortschritte und zur Weichenstellung für die Zukunft. 
Da es nicht möglich war, zu allen Elementen einer Ministererklärung Kon-
sens zu erzielen, möchte ich folgende Erklärung abgeben: 
Die Minister der OSZE-Teilnehmerstaaten haben sich fünfundzwanzig Jahre 
nach der Unterzeichnung der Schlussakte von Helsinki in Wien versammelt. 
Sie bestätigten, dass die Schlussakte von Helsinki zusammen mit der Charta 
von Paris, der Europäischen Sicherheitscharta und späteren OSZE-Doku-
menten eindeutige Standards für den Umgang der Teilnehmerstaaten mitein-
ander und mit allen Menschen in ihren Hoheitsgebieten festlegte. 
Die Minister begrüßten mit Freude die am 10. November 2000 erfolgte Auf-
nahme der Bundesrepublik Jugoslawien in die OSZE. Es wurde die Wiener 
Erklärung über die Rolle der OSZE in Südosteuropa verabschiedet. 
Die Minister erörterten ausführlich die konkreten Herausforderungen an die 
Sicherheit und Stabilität in der OSZE-Region und stellten Überlegungen an, 
wie der Beitrag der OSZE zu ihrer Bewältigung wirksamer gestaltet werden 
kann. Sie prüften insbesondere die Fortschritte seit Istanbul und überlegten, 
wie die gemeinsamen Bemühungen weiter entwickelt werden können. Tiefe 
Besorgnis wurde darüber geäußert, dass trotz spürbarer Verbesserungen in 
mehreren Regionen und Bereichen der Zusammenarbeit einige der von den 
Teilnehmerstaaten eingegangenen Verpflichtungen, darunter auch die von 
Istanbul, noch immer nicht erfüllt sind. Sie betonten, dass die OSZE ihre 
Bemühungen im Zusammenhang mit der Beilegung regionaler Konflikte in-
tensivieren müsse, vor allem im Fall jener ungelösten Konflikte, in denen seit 
Jahren kein nennenswerter Fortschritt zu verzeichnen ist.  
Nach Erörterung der aktuellen Lage in Bezug auf die Beilegung des Kon-
flikts um Berg-Karabach zeigten sich die Minister zutiefst darüber besorgt, 
dass nach wie vor keine Bewegung im Friedensprozess festzustellen ist. Sie 
wiesen die Kovorsitzenden der Minsk-Gruppe der OSZE und den Persönli-
chen Vertreter der Amtierenden Vorsitzenden an, sich verstärkt um die Er-
füllung ihrer Mandate zu bemühen und sich für ein Klima des gegenseitigen 
Vertrauens zwischen allen Konfliktparteien einzusetzen. Sie begrüßten den 
direkten Dialog zwischen den Präsidenten der Republik Aserbaidschan und 
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der Republik Armenien und ermutigten sie, sich weiterhin gemeinsam mit 
den Kovorsitzenden der Minsk-Gruppe der OSZE um eine rasche Herbeifüh-
rung von Vereinbarungen zu bemühen, auf deren Grundlage die Verhandlun-
gen in der Minsk-Gruppe wieder in vollem Umfang geführt werden können. 
Sie äußerten darüber hinaus die Hoffnung, dass alle Parteien alles in ihren 
Kräften Stehende tun werden, um die strikte Einhaltung der Waffenruhe ent-
lang der Kontaktlinie so lange zu gewährleisten, bis eine umfassende Verein-
barung zur Lösung des Konflikts unterzeichnet wird, einschließlich der Zu-
sammenarbeit mit den Kovorsitzenden der Minsk-Gruppe und dem Persönli-
chen Vertreter der Amtierenden Vorsitzenden im Hinblick auf vertrauensbil-
dende Maßnahmen (VBM). 
Die Minister würdigten die von den Kovorsitzenden der Minsk-Gruppe seit 
dem OSZE-Gipfeltreffen in Istanbul (November 1999) unternommenen Be-
mühungen um die Verringerung der Spannungen in der Region und um die 
Ausarbeitung unterstützender Maßnahmen - in Abstimmung mit den Verein-
ten Nationen und anderen internationalen Gremien -, durch die die Umset-
zung einer politischen Regelung erleichtert werden könnte.  
Die Minister stellten mit Befriedigung fest, dass das Engagement der OSZE 
im Hinblick auf eine Zusammenarbeit mit den fünf zentralasiatischen Teil-
nehmerstaaten in allen Dimensionen weiter zugenommen habe. Ausgehend 
von ihrem umfassenden, dreidimensionalen Sicherheitsbegriff sollte die 
OSZE wirksame Mittel und Wege finden, um gemeinsam mit anderen inter-
nationalen Institutionen auf der Grundlage der Plattform für kooperative Si-
cherheit auf die neuen Herausforderungen in Bezug auf die Sicherheit und 
Stabilität in Zentralasien zu reagieren. Die Unterstützung der Rechtsstaat-
lichkeit, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der Ent-
wicklung einer demokratischen Gesellschaft und der Wirtschaftsreformen 
durch die OSZE werde zu Stabilität und Wohlstand in der Region beitragen. 
Die Bemühungen der zentralasiatischen Teilnehmerstaaten um intensivere 
Zusammenarbeit im Bereich der Wirtschaftsentwicklung fanden bei den Mi-
nistern Unterstützung. Sie bekräftigten ihre Überzeugung, dass von einer ver-
stärkten Zusammenarbeit und einem gemeinsamen Engagement Impulse für 
die notwendigen Fortschritte im komplexen und schwierigen Übergangspro-
zess ausgehen würden. 
Die Minister zeigten Verständnis für die Sorgen der fünf zentralasiatischen 
Teilnehmerstaaten hinsichtlich der Bedrohung von Stabilität und Sicherheit 
durch internationalen Terrorismus, gewalttätigen Extremismus, organisierte 
Kriminalität und Drogen- und Waffenhandel, darunter auch die Bedrohun-
gen, die von der instabilen Lage in Afghanistan ausgehen. In diesem Zusam-
menhang begrüßten sie die Bemühungen der zentralasiatischen Teilnehmer-
staaten um die Förderung einer friedlichen Lösung des innerafghanischen 
Konflikts. Sie äußerten die Ansicht, dass - mit Unterstützung durch die inter-
nationale Gemeinschaft - mehr Kooperation und Koordination zwischen den 
fünf zentralasiatischen Teilnehmerstaaten notwendig sei, um diesen Bedro-
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hungen wirksam entgegentreten zu können. Die Minister dankten dem Vor-
sitz für seine Initiative in Bezug auf die gemeinsam mit dem Büro der Ver-
einten Nationen für Drogenkontrolle und Verbrechensverhütung 
(UNODCCP) veranstaltete Konferenz von Taschkent über diese neuen Si-
cherheitsrisiken und begrüßten die Erklärung und die Prioritäten der Zusam-
menarbeit dieser Konferenz. Sie bekräftigten ihre Überzeugung, dass die in-
ternationale Gemeinschaft verstärkt unterstützende Maßnahmen treffen 
müsse.  
In einer Reihe anderer konkreter Probleme und Herausforderungen bestanden 
Meinungsverschiedenheiten, und zwar sowohl hinsichtlich der Einschätzung 
der seit Istanbul gemachten Fortschritte als auch über die Rolle der OSZE.  
Im Zusammenhang mit der Lage im Nordkaukasus wurde die territoriale In-
tegrität der Russischen Föderation nachdrücklich bekräftigt und Terrorismus 
in jeder Form verurteilt. Eine politische Lösung des Konflikts in Tschetsche-
nien und ein Dialog seien unerlässlich. Die OSZE-Unterstützungsgruppe 
habe bei der Verwirklichung dieses wichtigen Ziels eine wesentliche Rolle zu 
spielen. Es wurde die sofortige Rückkehr der OSZE-Unterstützungsgruppe in 
die Tschetschenische Republik (Russische Föderation) gefordert, damit sie 
auf der Grundlage ihres in Istanbul bekräftigten Mandats ihre Arbeit aufneh-
men könne. Zur Verwirklichung dieses Ziels werde volle Unterstützung sei-
tens der russischen föderativen und lokalen Behörden einschließlich der Mi-
litärbehörden erwartet. Die Minister forderten sie ferner dringend auf, die 
Versorgung der Zivilbevölkerung in Tschetschenien mit humanitärer Hilfe zu 
erleichtern. Tiefes Bedauern wurde angesichts der fortgesetzten Verluste an 
Menschenleben und der materiellen Schäden geäußert, die der tschetscheni-
schen Bevölkerung zugefügt werden. Es wurde eine umgehende und unab-
hängige Untersuchung und Verfolgung aller angeblichen Gräueltaten gegen 
Zivilisten sowie anderer Verletzungen der Menschenechte und Verstöße ge-
gen das humanitäre Völkerrecht verlangt. Anerkennende Worte galten der 
Arbeit des russischen Sonderbeauftragten für Menschenrechte in Tschetsche-
nien, Kalamanow, und des Europarats, deren Empfehlungen Folge geleistet 
werden sollte.  
Die zunehmende Zusammenarbeit zwischen Georgien und der OSZE wurde 
begrüßt und die volle Unterstützung für die Souveränität und territoriale In-
tegrität Georgiens wurde bekräftigt. Die erfolgreiche Durchführung des 
Überwachungseinsatzes an der Grenze zwischen Georgien und der Tsche-
tschenischen Republik der Russischen Föderation wurde zur Kenntnis ge-
nommen und die Fortführung dieses Einsatzes als Instrument zur Beobach-
tung und Berichterstattung über grenzüberschreitende Bewegungen wurde 
befürwortet.  
Mit Sorge wurden die möglichen nachteiligen Auswirkungen der Einführung 
einer einseitigen Sichtvermerkspflicht auf die Beziehungen zwischen Geor-
gien und der Russischen Föderation registriert, insbesondere angesichts einer 
gegebenenfalls differenzierten Anwendung dieser Visabestimmungen auf die 
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Bevölkerung im Grenzgebiet. Es wurde festgestellt, dass die OSZE bereit sei, 
an einer Lösung der Visafrage mitzuarbeiten, um die Lage der Betroffenen in 
dieser Region zu erleichtern.  
In Bekräftigung der Führungsrolle der Vereinten Nationen in Abchasien (Ge-
orgien) und des Genfer Prozesses als wichtigstem Verhandlungsrahmen 
wurde der anhaltende Stillstand im Verhandlungsprozess bedauert. Die Be-
urteilung in Bezug auf Abchasien (Georgien), wie sie in den Dokumenten des 
Budapester, Lissabonner und Istanbuler Gipfeltreffens über ethnische Säube-
rungen enthalten ist, wurde wiederholt.  
Der erfolgreiche Abschluss der von der Gemeinsamen Beurteilungsmission 
(JAM) für den Distrikt Gali vom 20. bis 24. November unter der Schirmherr-
schaft der Vereinten Nationen in enger Zusammenarbeit mit der OSZE vor 
Ort geleisteten Arbeit wurde begrüßt. Anerkennende Worte galten diesbe-
züglich der aktiven Unterstützung durch die Russische Föderation. Zweck der 
JAM war es, die Bedingungen für die Rückkehr georgischer Flüchtlinge und 
Binnenvertriebenen an ihre früheren ständigen Wohnorte in Sicherheit und 
Würde einer Einschätzung zu unterziehen. Erste Informationen der JAM 
deuteten an, dass die Menschenrechtssituation im Distrikt Gali nach wie vor 
kritisch sei. Der Vorsitz wurde ersucht, die Menschenrechtslage im Distrikt 
Gali, wie im Vorläufigen Informationsbericht vom 25. November 2000 be-
schrieben, aufmerksam zu verfolgen. Die Idee, eine Außenstelle des Men-
schenrechtsbüros der Vereinten Nationen in Abchasien (Georgien) zu eröff-
nen, an der auch ein OSZE-Vertreter mitwirken soll, wurde als eine Aktion 
begrüßt, die positiv zur Verbesserung der Lage vor Ort beitragen könnte. Es 
wurde auf die hervorragende Zusammenarbeit zwischen der OSZE und den 
Vereinten Nationen hingewiesen. 
In Bezug auf die Region Zchinwali/Südossetien wurde das auf Einladung der 
Amtierenden Vorsitzenden im Rahmen des georgisch-südossetischen Kon-
fliktbeilegungsprozesses abgehaltene erfolgreiche Treffen von Experten aus 
der Region vom 10. bis 13. Juli 2000 in Baden bei Wien begrüßt. Dabei wur-
den zum ersten Mal Fragen des Status in einer konstruktiven Atmosphäre er-
örtert. Der österreichische Vorsitz und die Russische Föderation begannen im 
Anschluss an dieses Treffen einen Konsultationsprozess mit allen betroffenen 
Parteien über die Bestandteile einer zukünftigen Vereinbarung. Eine stärkere 
Beteiligung der OSZE am Verhandlungsprozess wurde befürwortet. Um das 
Tempo beizubehalten und gemäß dem Badener Protokoll wurde der desig-
nierte Vorsitz beauftragt, sich die Erfahrungen des gegenwärtigen Vorsitzes 
der OSZE zu Nutze zu machen und gemeinsam mit der Russischen Födera-
tion die Bemühungen um Fortschritte in den politischen Verhandlungen fort-
zusetzen. Es wurde die Einberufung regelmäßiger Treffen abwechselnd in 
Moskau und in Wien empfohlen. Es wurde dringend dazu aufgefordert, das 
georgisch-russische Abkommen über den wirtschaftlichen Wiederaufbau der 
vom Konflikt betroffenen Region noch vor Jahresende zu unterzeichnen. Die 
Unterstützung der Europäischen Union für den wirtschaftlichen Wiederauf-
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bau der Region wurde positiv vermerkt. Es wurde zur Ausarbeitung eines 
rechtlichen Rahmens für die Unterbringung der Flüchtlinge und Vertriebenen 
und die Rückgabe ihres Eigentums ermutigt. Sorge wurde hinsichtlich der 
hohen Kriminalität durch die destabilisierende Anhäufung von Kleinwaffen 
in der Region geäußert. Begrüßt wurden in diesem Zusammenhang die Be-
mühungen der Russischen Föderation und der Europäischen Union um die 
Einziehung und Zerstörung von Kleinwaffen. Geberländer und -organisatio-
nen wurden ermutigt, weiter zu diesem Prozess beizutragen.  
Es wurden Fortschritte bei der Reduzierung russischer Militärausrüstung in 
Georgien festgestellt und es wurde die Erwartung geäußert, dass diese Redu-
zierungen im Einklang mit den in Istanbul eingegangenen Verpflichtungen 
bis 31. Dezember 2000 abgeschlossen sein würden. Man ging davon aus, 
dass der Abzug aus den Militärstützpunkten Tiflis/Wasiani und Gudauta und 
deren Schließung unter entsprechenden Transparenzvorkehrungen und gemäß 
der in Istanbul festgelegten Frist und den dort gemachten Zusagen bis 
1. Juli 2001 durchgeführt sein würden.  
Mit wachsender Sorge wurde festgestellt, dass im abgelaufenen Jahr keine 
Fortschritte beim Abzug der russischen Streitkräfte vom Hoheitsgebiet Mol-
daus gemacht worden seien. Die Russische Föderation wurde eindringlich 
ersucht, sich streng an die in den Beschlüssen des Gipfeltreffens von Istanbul 
enthaltenen Fristen für den Abzug der durch den Vertrag über konventionelle 
Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag) begrenzten konventionellen Waffen 
und Ausrüstungen bis Ende 2001 und den vollständigen Abzug der russi-
schen Truppen bis 2002 zu halten. Die Mittelzusagen der Teilnehmerstaaten 
zum Freiwilligen Fonds der OSZE für internationale Finanzhilfe zur Er-
leichterung und Unterstützung des Truppenabzugs und der Beseitigung und 
Zerstörung von Militärausrüstung wurden begrüßt und es wurde zu weiteren 
Beiträgen ermutigt. Unter speziellem Hinweis auf die Gefahr, die alte und 
instabile Munition darstellt, und auf das Risiko, dass Kleinwaffen in unbe-
fugte Hände gelangen könnten, wurde erneut bekräftigt, dass eine Beurtei-
lungsmission notwendig sei, um für Transparenz zu sorgen und die Beseiti-
gung und Zerstörung russischer Munition und russischer Waffen zu untersu-
chen. An die Russische Föderation wurde appelliert, ihren Einfluss bei den 
örtlichen Behörden der transnistrischen Region geltend zu machen, damit 
diese die Hindernisse für den Abzug und den Besuch der Beurteilungsmis-
sion auf friedlichem Wege beseitigen.  
Es wurde bedauert, dass bei der Regelung des transnistrischen Problems trotz 
aller Bemühungen keine Fortschritte gemacht wurden. Die aktiven Versuche 
der drei Vermittler - OSZE-Vorsitz, Russische Föderation und Ukraine -, mit 
den beiden betroffenen Parteien einen Verhandlungsprozess unter der 
Schirmherrschaft der OSZE in Gang zu setzen und eine einvernehmlich ver-
einbarte Lösung für den Status der transnistrischen Region herbeizuführen, 
wurden positiv bewertet. Es wurde bekräftigt, dass bei der Lösung dieses 
Problems die Souveränität und territoriale Integrität der Republik Moldau 
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gewährleistet werden sollte. Alle Seiten und insbesondere die transnistrischen 
Behörden wurden aufgerufen, den für eine solche Lösung nötigen politischen 
Willen aufzubringen. Es sollte eine Arbeitsgruppe eingesetzt werden, die ei-
nen Katalog restriktiver und unterstützender Maßnahmen zur Förderung einer 
politischen Lösung empfiehlt. Zur Unterstützung des Prozesses im Hinblick 
auf eine politische Lösung wurde die Bereitschaft der OSZE bekräftigt, 
Möglichkeiten für Stabilisierungsvorkehrungen zu prüfen, um eine von den 
beiden Seiten vereinbarte politische Lösung zu unterstützen.  
Es wurde die Wichtigkeit des fortgesetzten Dialogs mit allen politischen 
Kräften in Belarus unterstrichen. Es wurde festgehalten, dass die OSZE un-
verändert bereit sei, sich insbesondere durch die Aktivitäten der OSZE-Be-
ratungs- und Überwachungsgruppe für die Demokratisierung des Landes ein-
zusetzen. An alle politischen Kräfte in Belarus wurde appelliert, sich in ei-
nem gemeinsamen Bekenntnis zu einem sinnvollen Dialog zusammenzufin-
den, der der bestehenden inneren Spaltung ein Ende setzt.  
Es wurde betont, dass in vier konkreten, von der Parlamentarischen Troika 
aufgezeigten Bereichen Verbesserungen vorgenommen werden müssten, um 
den Weg für freie und demokratische Präsidentenwahlen in Belarus frei zu 
machen. In diesem Zusammenhang wurde Anerkennung für die Bemühungen 
der Parlamentarischen Versammlung der OSZE im Demokratisierungspro-
zess zum Ausdruck gebracht.  
Die Minister erörterten auch die neuen Herausforderungen an die OSZE und 
wie darauf zu reagieren sei. Diesbezüglich wurde die Absicht geäußert, die 
Sicherheit des Menschen - den Schutz des Einzelnen vor Gewalt durch be-
waffnete Konflikte, schwere Menschenrechtsverletzungen und Terrorismus - 
zu verbessern, um die Lebensqualität aller Menschen innerhalb des OSZE-
Gebiets zu erhöhen.  
Große Sorge wurde angesichts der zahlreichen Probleme geäußert, von denen 
Kinder in der OSZE-Region betroffen sind, insbesondere über die schwer-
wiegenden Folgen bewaffneter Konflikte für Kinder, die verletzlichsten Mit-
glieder der Zivilbevölkerung. Es wurde festgestellt, dass Kinder in Konflik-
ten immer öfter sowohl Zielscheibe und Teilnehmer als auch Opfer sind, was 
zu schweren Beeinträchtigungen ihres Wohls und ihrer Entwicklung in kör-
perlicher und seelischer Hinsicht führt. Ausgehend vom Mandat des Gipfel-
treffens von Istanbul - im Anschluss an das diesjährige Seminar zur mensch-
lichen Dimension über Kinder in bewaffneten Konflikten - wurde ein OSZE-
Dokument über die Förderung und den Schutz der Rechte, der Interessen und 
des Wohls des Kindes, insbesondere der von bewaffneten Konflikten betrof-
fenen Kinder, ausgehandelt, doch kam dazu bisher leider kein Konsens zu-
stande. Es wurde die Hoffnung geäußert, dass die Arbeit zu dieser Frage fort-
gesetzt wird.  
Die Minister waren ernsthaft besorgt über das zunehmende Problem des 
Menschenhandels - eine eklatante Menschenrechtsverletzung und ein schwe-
res Verbrechen. Sie verpflichteten sich, diese moderne Form der Sklaverei zu 
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bekämpfen. Sie kamen überein, dass eine umfassendere und besser koordi-
nierte Reaktion sowohl seitens der Teilnehmerstaaten als auch der internatio-
nalen Gemeinschaft erforderlich sei. Die Minister waren sich der Tatsache 
bewusst, dass der Menschenhandel nur durch einen ganzheitlichen und koor-
dinierten Lösungsansatz bekämpft werden könne, der von der Verhütung des 
Menschenhandels über den Opferschutz bis zur Verfolgung der Händler und 
ihrer Komplizen reicht. Die OSZE könnte über ihre Institutionen und Feld-
operationen im gesetzlichen Rahmen des jeweiligen Gaststaates bei der Ent-
wicklung von Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels Beratung 
und Unterstützung und, wo es sinnvoll ist, ein Forum zur Koordination zwi-
schen Staaten, der internationalen Gemeinschaft und nichtstaatlichen Organi-
sationen (NGOs) anbieten. Zu diesem Zweck verabschiedeten die Minister 
einen Beschluss über die Verstärkung der OSZE-Bemühungen im Kampf ge-
gen den Menschenhandel. Sie begrüßten auch die führende Rolle der OSZE 
in der Arbeitsgruppe "Menschenhandel" des Stabilitätspakts.  
Die Minister betonten, dass der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und 
leichten Waffen und deren destabilisierende Anhäufung und unkontrollierte 
Verbreitung den Frieden und die Sicherheit in der OSZE-Region gefährden, 
da dadurch bewaffnete Konflikte verlängert und verschärft und Terroristen 
und organisierte Kriminalität begünstigt werden. Sie verpflichteten sich, 
energischer zu den weltweiten Bemühungen um eine angemessene Reaktion 
auf diese Herausforderung an Frieden und Stabilität beizutragen. Sie begrüß-
ten daher die Verabschiedung des OSZE-Dokuments über Kleinwaffen und 
leichte Waffen, das wichtige Verpflichtungen enthält, durch das Forum für 
Sicherheitskooperation. Die darin festgeschriebenen Normen, Grundsätze 
und Maßnahmen stellen wichtige Schritte in Richtung einer Reduzierung des 
unerlaubten Handels mit diesen Waffen und ihrer maßlosen und destabilisie-
renden Anhäufung und unkontrollierten Verbreitung dar. Die Minister äu-
ßerten die Hoffnung, dass dieses Dokument der für 2001 geplanten Konfe-
renz der Vereinten Nationen über den unerlaubten Handel mit Kleinwaffen 
und leichten Waffen in all seinen Aspekten als Anregung dienen werde. Die 
OSZE werde weiter nach zusätzlichen Möglichkeiten suchen, um zu den in-
ternationalen Bemühungen um Bewältigung dieses Problems beizutragen.  
Ernsthafte Besorgnis wurde über das Leid der Flüchtlinge und Binnenvertrie-
benen in der OSZE-Region geäußert. In enger Absprache und Zusammenar-
beit mit einschlägigen internationalen Akteuren, insbesondere dem Hoch-
kommissär der Vereinten Nationen für die Flüchtlinge (UNHCR), dem Inter-
nationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK), der Internationalen Organisa-
tion für Migration (IOM) und dem Sonderbeauftragten des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen für Fragen der Binnenvertreibung, könnte die OSZE 
einen wertvollen Beitrag zur politischen Lösung von Konflikten und in Be-
reichen wie etwa dem Schutz der Rechte von Binnenvertriebenen, der Beob-
achtung der betroffenen Bevölkerung und der diesbezüglichen Berichterstat-
tung, der Förderung dauerhafter Lösungen - unter anderem durch freiwillige 
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Repatriierung, Integration vor Ort und Weiterwanderung von Flüchtlingen 
und Binnenvertriebenen - leisten und Regierungen in Bezug auf nationale 
Gesetze und "best practices" beraten. Die OSZE-weite Verbreitung der Leit-
prinzipien zur Binnenvertreibung und ihre weitere Anwendung in den ent-
sprechenden Aktivitäten unserer Organisation fand Unterstützung. In Bekräf-
tigung der Verpflichtungen wurde die Notwendigkeit betont, den internatio-
nalen Schutz staatenloser Personen zu verstärken.  
Die Minister bekräftigten, dass der Schutz und die Förderung der Rechte von 
Wanderarbeitnehmern und ihrer Familien ein gemeinsames Anliegen sei, und 
betonten, dass es wichtig sei, alle OSZE-Verpflichtungen und maßgeblichen 
völkerrechtlichen Verpflichtungen in diesem Bereich umzusetzen.  
Die vorbehaltlose Verurteilung aller Handlungen und Praktiken des Terro-
rismus, der unter keinen Umständen zu rechtfertigen sei, wurde wiederholt, 
und es wurde die Entschlossenheit bekräftigt, den Terrorismus in all seinen 
Formen, ungeachtet des Beweggrundes, zu bekämpfen, sich gegen jede Art 
von Zugeständnis gegenüber Forderungen von Terroristen auszusprechen und 
sich für ein koordiniertes internationales Vorgehen gegen dieses Übel einzu-
setzen. Die Minister unterstrichen die Wichtigkeit, die internationalen An-
strengungen in diesem Bereich insgesamt zu verstärken. Im Rahmen der ein-
schlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen, internationalen Dokumente 
und OSZE-Verpflichtungen, die zuletzt in der Europäischen Sicherheitscharta 
bekräftigt wurden, und im Einklang mit diesen sagten die Minister zu, die 
bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit zur Beseitigung dieser Bedro-
hung der Sicherheit, der Demokratie und der Menschenrechte zu verstärken 
und weiter zu entwickeln und die bestehende Zusammenarbeit auf bilateraler 
Ebene effizienter zu gestalten.  
Die völkerrechtlichen Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten, terroristische 
Aktivitäten weder durch Finanzierung noch durch Anstiftung, Ausbildung 
oder in anderer Weise zu unterstützen, wurden bekräftigt. Die Minister er-
klärten, dass die internationale Zusammenarbeit und die Maßnahmen der 
Staaten zur Bekämpfung des Terrorismus im Einklang mit den Grundsätzen 
der Charta der Vereinten Nationen, des Völkerrechts, einschließlich des hu-
manitären Völkerrechts und der Menschenrechte, und einschlägiger internati-
onaler Übereinkommen erfolgen müssten. Teilnehmerstaaten, die noch nicht 
alle einschlägigen Übereinkommen und Protokolle, einschließlich des Über-
einkommens von 1999 zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus, 
unterzeichnet und ratifiziert haben, wurde nahe gelegt, dies in nächster Zu-
kunft zu tun.  
Es wurde auch betont, dass die Ursachen des Terrorismus nur anhand starker 
demokratischer Institutionen, unter voller Achtung der Menschenrechte und 
der Rechtsstaatlichkeit, ergänzt durch Maßnahmen zur Bekämpfung des Ter-
rorismus beseitigt werden könnten.  
Tiefe Besorgnis wurde darüber geäußert, dass es in bestimmten Bereichen 
unserer Gesellschaften Anzeichen für eine Zunahme von aggressivem Natio-

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 2001, Baden-Baden 2001, S. 515-607.



 529

nalismus, Rassismus, Chauvinismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus 
und anderen Formen von Extremismus gibt, die zu Intoleranz und Gewalt 
führen. Diese Phänomene, die in der Vergangenheit großes Leid über Europa 
gebracht haben, stehen im Widerspruch zu den fundamentalsten Prinzipien 
und Werten, für die die OSZE steht, und gefährden den Frieden und die Si-
cherheit im OSZE-Gebiet. Es wurde zugesagt, diesen Bedrohungen unter an-
derem durch Bewusstseinsbildung in allen Bereichen der Gesellschaft und 
durch verstärkte Menschenrechtserziehung entgegenzutreten. Die OSZE 
wird, auch im Wege ihrer zuständigen Institutionen, insbesondere durch den 
Hohen Kommissar für nationale Minderheiten (HKNM), weiterhin eine maß-
gebliche Rolle im Kampf gegen diese Bedrohungen spielen.  
Es wurde betont, dass die Sicherheit von Journalisten in Konflikt- und Kri-
senzonen nach wie vor weit oben auf der Tagesordnung stehe. Alle Fälle ge-
waltsamer Übergriffe gegen Journalisten wurden verurteilt. Die Entschlos-
senheit, all jene, die für solche Übergriffe unmittelbar verantwortlich sind, 
vor Gericht zu stellen, wurde bekräftigt. Maßnahmen zur Förderung von 
mehr Sicherheit für Journalisten, die in Konfliktzonen tätig sind, und die Ab-
haltung eines Sondertreffens der OSZE zur Frage des Schutzes von Journa-
listen im Jahr 2001 wurden in Erwägung gezogen.  
Die Minister begrüßten und befürworteten die Bemühungen der OSZE um 
Förderung der ökonomischen und ökologischen Sicherheitsdimension auf der 
Grundlage der einschlägigen OSZE-Dokumente, indem sie etwa diese Si-
cherheitsrisiken aufzeigt, um ihre Fähigkeit zur Konfliktverhütung, zur Hil-
feleistung in der Konfliktnachsorge und zur Stärkung der wirtschaftlichen 
Stabilität zu verbessern. Der Ständige Rat sollte Mittel und Wege in Erwä-
gung ziehen - auch, indem er sich das Wissen anderer internationaler Institu-
tionen und Organisationen zu Nutze macht -, wie die Fähigkeit der OSZE ge-
stärkt werden kann, ökonomische und ökologische Fragen zu behandeln und 
den Aufgaben der OSZE in diesem Bereich konkretere Gestalt zu geben und 
den entsprechenden Vorrang einzuräumen. Dabei wäre auf den Schlussfolge-
rungen des jüngsten Folgeseminars zum Achten Treffen des Wirtschaftsfo-
rums aufzubauen. Die Minister setzen große Erwartungen in das Neunte 
Treffen des Wirtschaftsforums. Sie begrüßten den Beschluss der Ukraine, 
ihre Verpflichtung zur Schließung des Kraftwerks Tschernobyl zeitgerecht zu 
erfüllen, und würdigten die anhaltenden Bemühungen der internationalen 
Gemeinschaft, der Ukraine bei der Bewältigung der wirtschaftlichen Konse-
quenzen dieses Beschlusses beizustehen.  
Die Minister begrüßten den Bericht des Vorsitzes über den Beitrag der OSZE 
zu den internationalen Bemühungen im Kampf gegen die Korruption und 
stellten fest, dass die bestehenden OSZE-Verpflichtungen einen zweckmäßi-
gen Rahmen für die Bekämpfung der Korruption bieten. Die Anregungen aus 
dem Bericht sollten gegebenenfalls eingehender studiert und weiter verfolgt 
werden.  
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In Bekräftigung der in Istanbul eingegangenen Verpflichtung, die Gleichbe-
rechtigung von Frau und Mann zu einem Bestandteil der Politik der Teilneh-
merstaaten zu machen, begrüßten die Minister die Verabschiedung des 
OSZE-Aktionsplans zu Fragen der Gleichberechtigung von Mann und Frau. 
Die Minister stellten fest, dass der Aktionsplan zeige, wie wichtig die Frage 
der Gleichberechtigung für die OSZE sei, und zwar auch in ihren eigenen 
Aktivitäten und politischen Konzepten. Die Minister äußerten ihre Entschlos-
senheit, in den Teilnehmerstaaten, OSZE-Feldaktivitäten und OSZE-Institu-
tionen Maßnahmen zu ergreifen, um die Rolle der Frauen sichtbarer zu ma-
chen und auf Fragen der geschlechtlichen Ausgewogenheit einzugehen. In 
diesem Zusammenhang verwiesen sie auf die wichtige Rolle der Gleichbe-
handlungsbeauftragten des Büros für demokratische Institutionen und Men-
schenrechte (BDIMR) und des OSZE-Sekretariats.  
Die Minister erinnerten daran, dass auf dem Gipfeltreffen von Istanbul der 
Grundstein zu einer handlungsorientierteren OSZE gelegt wurde, und be-
kräftigten ihre Verpflichtungen in Bezug auf die institutionelle Stärkung der 
Organisation.  
Der gemäß Absatz 34 der Gipfelerklärung von Istanbul vorgelegte Bericht 
betreffend die Rechtsfähigkeit und die Vorrechte und Immunitäten der 
OSZE, ihrer Fachinstitutionen und Missionen wurde zur Kenntnis genom-
men. Die von der informellen, allen Teilnehmerstaaten offenstehenden 
Gruppe geleistete Arbeit zu einer Reihe von Optionen, einschließlich der 
Option eines rechtlich bindenden Dokuments, von denen keine Konsens fand, 
wurde gewürdigt. Der Ständige Rat wurde daher ersucht, auf dieser Arbeit 
aufzubauen und bis zum nächsten Ministerratstreffen einen Konsens herbei-
zuführen. Viele Teilnehmerstaaten sehen klar und deutlich, worin der Kern 
des Problems liegt: Die OSZE spielt zwar die Rolle einer internationalen Or-
ganisation, verfügt aber nicht über die entsprechenden Eigenschaften, ein-
schließlich einer völkerrechtlich anerkannten Rechtspersönlichkeit.  
Der Auftrag des Gipfeltreffens von Istanbul, in Übereinstimmung mit dem 
Beschluss des Kopenhagener Ministerratstreffens 1997 noch vor diesem Mi-
nisterratstreffen zu einer Einigung über den Verteilerschlüssel und die Krite-
rien für die Finanzierung von OSZE-Aktivitäten zu gelangen, konnte nicht 
ausgeführt werden. Mit einer einzigen Ausnahme könnten alle Teilnehmer-
staaten einem ab 1. Januar 2001 geltenden Beschluss über den neuen Vertei-
lerschlüssel zustimmen, der auf dem Dokument vom 22. November 2000 be-
ruht, in dem die Auffassung des Vorsitzes zum Ausdruck kommt, da ihnen 
bewusst ist, dass der Weiterbestand der großen OSZE-Missionen einen wich-
tigen Beitrag zur europäischen Sicherheit leistet und dass ein verlässlicher 
Finanzierungsmechanismus die Grundvoraussetzung für ihr Funktionieren 
ist. Der Ständige Rat wurde beauftragt, die Verhandlungen fortzusetzen, um 
in dieser so wichtigen Frage zu einer Vereinbarung zu gelangen.  
Unterstützung fanden die Bemühungen des Vorsitzes und des Generalsekre-
tärs um die Stärkung und Weiterentwicklung der Zusammenarbeit zwischen 
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der OSZE und anderen Organisationen und Institutionen wie den Vereinten 
Nationen, dem Europarat und der Europäischen Union im Bereich des zivilen 
Krisenmanagements. Dem designierten Vorsitz wurde nahegelegt, diese Ar-
beit gemeinsam mit dem OSZE-Sekretariat fortzusetzen. Es wurde das ge-
meinsame Ziel betont, die Voraussetzungen für unsere Zusammenarbeit zu 
verbessern und zu gewährleisten, dass die Ergebnisse unserer Bemühungen 
einander ergänzen und verstärken. Es wurde hervorgehoben, dass eine enge 
Zusammenarbeit mit dem Europarat, auch in Form gemeinsamer Programme 
und Missionen, wichtig sei. Die Minister nahmen mit großem Interesse zur 
Kenntnis, dass einige Partnerorganisationen der OSZE gleich der OSZE an 
einer Verbesserung der Effizienz ihrer Einbindung in die zivilen Aspekte des 
Krisenmanagements arbeiten. Sie meinten, dass die Fähigkeiten zum zivilen 
Krisenmanagement, an deren Aufbau die Europäische Union arbeitet, zur 
Unterstützung der Fähigkeiten der OSZE in Sachen Frühwarnung, Konflikt-
verhütung, Krisenmanagement und Konfliktnachsorge herangezogen werden 
könnten.  
Die Minister bekräftigten, dass sie bei der Personaleinstellung und Postenbe-
setzung und auch bei der Ausbildung entsprechend den geltenden Verfahren 
vollen Gebrauch vom REACT-Programm machen werden. Sie nahmen 
Kenntnis vom Bericht des Generalsekretärs und hielten es für notwendig, 
weitere Schritte zur Gewährleistung und Beschleunigung der ordnungsgemä-
ßen und vollständigen Umsetzung des Mechanismus zu unternehmen, damit 
dieser in kürzestmöglicher Zeit einsatzbereit ist. Ferner begrüßten sie die 
Schaffung der Einsatzzentrale, durch die die Planung und Entsendung von 
Feldoperationen verbessert werden soll. Sie sahen in der Ausbildung inner-
halb der OSZE ein wesentliches Instrument zur Verbesserung der Effizienz 
der OSZE und zur Förderung der "best practices" in den Bereichen Frühwar-
nung, Konfliktverhütung, Krisenmanagement und Konfliktnachsorge. Die 
Teilnehmerstaaten und das Sekretariat sind entschlossen, einer effizienten 
Ausbildung weiterhin zentrales Augenmerk zu schenken. Gemeinsam mit der 
Umstrukturierung des OSZE-Sekretariats sollten diese Maßnahmen die ope-
rative Fähigkeit der Organisation verbessern.  
Die Minister äußerten ernsthafte Besorgnis über die großen Gefahren, denen 
die Mitarbeiter von OSZE-Feldmissionen ausgesetzt sind. Sie sind entschlos-
sen, deren Sicherheit durch wirksame Maßnahmen zu erhöhen. In diesem Zu-
sammenhang luden sie jene Teilnehmerstaaten, die das Übereinkommen von 
1994 über die Sicherheit der Mitarbeiter der Vereinten Nationen und des zu-
gehörigen Personals noch nicht unterzeichnet und ratifiziert haben, dazu ein, 
dies ernstlich in Erwägung zu ziehen.  
Die Minister würdigten die unermüdliche Arbeit des derzeitigen Hohen 
Kommissars Max van der Stoel seit seiner Bestellung im Jahr 1992. Sie äu-
ßerten sich lobend über sein tatkräftiges Wirken bei der Entschärfung poten-
zieller Konflikte in vielen Teilen des OSZE-Gebiets durch geduldige Diplo-
matie und unauffällige Arbeit hinter den Kulissen mit allen Parteien auf der 
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Suche nach konstruktiven Lösungen für heikle Probleme. Sein Wissen und 
seine Erfahrungen seien vielen Regierungen und Minderheitengruppen zu-
gute gekommen.  
Die Minister registrierten anerkennend den Beitrag der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE zur Arbeit der Organisation, insbesondere im Be-
reich der Wahlüberwachung und der Demokratisierung.  
Die Minister erinnerten daran, dass die mediterrane Dimension der OSZE seit 
nunmehr 25 Jahren besteht, und betonten, dass der Mittelmeerraum ein Ge-
biet gemeinsamer Sicherheitsinteressen sei. Sie zeigten sich erfreut über die 
Abhaltung und das Ergebnis des Mittelmeerseminars über VBM und vertrau-
ens- und sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM) in Portoroz im Oktober 
dieses Jahres und aufgeschlossen gegenüber einer Intensivierung der Zu-
sammenarbeit mit ihren Kooperationspartnern im Mittelmeerraum in Fragen 
von gemeinsamem Interesse. 
Die Minister hießen das Königreich Thailand als neuen Kooperationspartner 
willkommen; sie erwarten, den von Thailand geteilten Zielen der OSZE nä-
her zu kommen, und sehen einem aktiven Beitrag Thailands zu den OSZE-
Aktivitäten entgegen. Die Minister zeigten sich erfreut darüber, dass in naher 
Zukunft zwei gemeinsame Konferenzen mit Japan beziehungsweise Korea 
abgehalten werden, und äußerten ihre Bereitschaft, gemeinsame Aktivitäten 
dieser Art fortzusetzen. 
 
 
Interpretative Erklärung gemäß Absatz 79 (Kapitel 6) der 
Schlussempfehlungen der Helsinki-Konsultationen2 
 
Die Delegation der Russischen Föderation:  
"Zur verlautbarten Erklärung der Amtierenden Vorsitzenden möchte die Rus-
sische Föderation folgende Erklärung abgeben.  
Die in der Erklärung enthaltenen Annahmen und Schlussfolgerungen in Be-
zug auf eine ganze Reihe von Fragen betreffend die Aktivitäten der OSZE 
und die Einschätzung der Ereignisse in einzelnen Teilnehmerstaaten entspre-
chen nicht den tatsächlichen Verhältnissen und geben nicht das gesamte Mei-
nungsspektrum der OSZE-Mitglieder wieder. Diese Annahmen und Schluss-
folgerungen stehen nicht im Einklang mit den zwischen allen Teilnehmer-
staaten abgestimmten Auffassungen und beruhen daher nicht auf einem 
Standpunkt, zu dem Konsens besteht.  
Die Russische Föderation fühlt sich in keiner Weise an irgendeine der in der 
erwähnten Erklärung enthaltenen Schlussfolgerungen oder Empfehlungen 
gebunden. Die Russische Föderation hält es auch nicht für möglich, dass die 
genannten Schlussfolgerungen und Empfehlungen in der zukünftigen Arbeit 
der Organisation und ihrer Gremien berücksichtigt werden.  

                                                
2 MC(8)JOUR/2, 28. November 2000, Anhang 3. 
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Die Russische Föderation ersucht, diese interpretative Erklärung dem Proto-
koll dieser Sitzung des OSZE-Ministerrats anzuschließen." 
 
 
Interpretative Erklärung gemäß Absatz 79 (Kapitel 6) der 
Schlussempfehlungen der Helsinki-Konsultationen3 
 
Die Delegation der Vereinigten Staaten von Amerika:  
"Ich danke Ihnen, Frau Vorsitzende. Ich möchte unserem designierten Vor-
sitz für die Zusicherung danken, uns ein guter Verwalter zu sein, und danke 
auch Ihnen für die Wahrnehmung Ihrer Führungsaufgaben.  
Als er sprach, machte ich mir Gedanken über die Ausführungen unseres ver-
ehrten russischen Kollegen, wobei ich zwei Punkte hervorheben möchte:  
Erstens stimme ich mit ihm darin überein, dass zu Ihren Ausführungen kein 
Konsens besteht, und dass - soweit sie eine Neuerung darstellten - niemand 
von uns dadurch in Form einer Verpflichtung im Rahmen der OSZE gebun-
den ist.  
Soweit es sich dabei jedoch um eine Wiederholung von Verpflichtungen 
handelte, die schon zuvor im Rahmen der OSZE oder der Schlussakte bezie-
hungsweise anderer Aspekte des KSE-Vertrags eingegangen worden waren, 
bleiben sie Verpflichtungen von uns allen.  
Ich danke Ihnen.  
Ich ersuche auch, dies dem Journal des Tages beizufügen." 
 
 
Schreiben des Vorsitzenden des Forums für Sicherheitskooperation an die 
österreichische Außenministerin und Vorsitzende des Achten Treffens des 
Ministerrats in Wien4 
  
Exzellenz,  
Als Vorsitzender des Forums für Sicherheitskooperation (FSK) beehre ich 
mich, Ihnen in Vorbereitung des Ministerratstreffens vom 27. und 28. No-
vember 2000 über die Tätigkeit des Forums seit dem Gipfeltreffen von Istan-
bul im November 1999 zu berichten. In diesem Zeitraum hat das Forum die 
Umsetzung des Wiener Dokuments, des Verhaltenskodex zu politisch-militä-
rischen Aspekten der Sicherheit und anderer OSZE-Dokumente zu politisch-
militärischen Angelegenheiten genau verfolgt und nach praktischen Wegen 
zur Verbesserung dieser Umsetzung gesucht. Außerdem wurden folgende 
wichtige Aktivitäten gesetzt:  
 
- Gemäß dem in Istanbul verabschiedeten FSK-Beschluss Nr. 6/99 veran-

staltete das FSK vom 3. bis 5. April 2000 ein Seminar über Kleinwaffen 
                                                
3 MC(8)JOUR/2, 28. November 2000, Anhang 4. 
4 MC(8)JOUR/2, 28. November 2000, Anhang 5. 
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und leichte Waffen. Dieses Seminar, an dem über 220 Personen aus den 
OSZE-Teilnehmerstaaten und mehrere internationale und nichtstaatliche 
Organisationen teilnahmen, lieferte zahlreiche Vorschläge und Anre-
gungen.  

- Das FSK hat eine seiner Arbeitsgruppen mit der Ausarbeitung eines 
weit reichenden und umfassenden OSZE-Dokuments über Kleinwaffen 
und leichte Waffen beauftragt. Das FSK beabsichtigt, dieses Dokument, 
das die Schlussfolgerungen aus dem oben genannten Seminar aufgreifen 
wird, noch vor dem Wiener Ministerratstreffen zu verabschieden. Es ist 
zu hoffen, dass das Dokument einen bedeutenden Beitrag zur bevorste-
henden Konferenz der Vereinten Nationen über den unerlaubten Handel 
mit Kleinwaffen und leichten Waffen in all seinen Aspekten im Jahr 
2001 leisten wird. 

- Ausgehend von seinem Mandat und im Rahmen des Sicherheitsdialogs 
veranstaltete das FSK im ersten Halbjahr 2000 mehrere Tagungen zu 
den Themen "Wer macht was in Südosteuropa?" und "Die Rolle der 
konventionellen Rüstungskontrolle in Europa und der Beitrag der Rüs-
tungskontrollvereinbarungen der OSZE zur europäischen Sicherheit". 
Einige Monate hindurch kam im Forum eine Reihe von Gastrednern zu 
Wort, die die Arbeit verschiedener in der Region tätiger Organisationen 
skizzierten. Auch Delegationen trugen auf nationaler Basis zur Erörte-
rung dieser Themen bei. 

- Im Anschluss an das äußerst erfolgreiche Seminar über Militärdoktrinen 
vom Januar 1998 und unter Berücksichtigung der seither in Europa ein-
getretenen Entwicklungen hat das Forum beschlossen, die Initiative zu 
einem neuen Seminar zu ergreifen, das vom 11. bis 13. Juni 2001 in 
Wien stattfinden wird. Einige Modalitäten dieses Seminars wurden be-
reits vereinbart, die Tagesordnung wird in den kommenden Monaten 
noch Gegenstand von Erörterungen sein. 

- Das Forum wurde über den Stand der Umsetzung der Artikel II und IV 
und über die Verhandlungen zu einem Abkommen nach Anhang I-B 
Artikel V der Friedensverträge von Dayton auf dem Laufenden gehal-
ten. Darüber hinaus wurde das Forum regelmäßig über Entwicklungen 
in der Gemeinsamen Beratungsgruppe zum Vertrag über konventionelle 
Streitkräfte in Europa informiert. 

- Im Juni 2000 fasste das FSK einen Beschluss über Phase II der Aufrüs-
tung des OSZE-Kommunikationsnetzes. Es wurde ein Ausschreibungs-
verfahren in die Wege geleitet, und Untergruppen wurden mit der Aus-
arbeitung von Empfehlungen für eine Netzlösung beauftragt. Ein dies-
bezüglicher FSK-Beschluss wird zu gegebener Zeit erfolgen und unter 
anderem die Frage des neuen Standortes des Central Mail Server zum 
Gegenstand haben. 

 

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 2001, Baden-Baden 2001, S. 515-607.



 535

Es könnte Ihnen sinnvoll erscheinen, Exzellenz, dass diese Entwicklungen in 
der Erklärung des Wiener Ministerratstreffens entsprechenden Niederschlag 
finden.  
 
 
Schreiben des Vorsitzenden der Gemeinsamen Beratungsgruppe an die 
österreichische Außenministerin und Vorsitzende des Achten Treffens des 
Ministerrats in Wien5 
 
Exzellenz,  
als Vorsitzender der Gemeinsamen Beratungsgruppe beehre ich mich, Ihnen 
einen Bericht über die Tätigkeit der Gruppe seit dem Gipfeltreffen der OSZE 
von Istanbul im November 1999 vorzulegen.  
Die Gemeinsame Beratungsgruppe hat die OSZE in regelmäßigen Informati-
onsveranstaltungen mit dem Forum für Sicherheitskooperation auf dem Lau-
fenden gehalten, unter anderem auch im Einzelnen über Fragen betreffend 
den Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag), die 
auf dem Gipfeltreffen von Istanbul vereinbart wurden und in entsprechenden 
Erklärungen enthalten sind.  
Auf diesem Gipfeltreffen unterzeichneten die Staats- und Regierungschefs 
der 30 Vertragsstaaten des KSE-Vertrags das Anpassungsübereinkommen. 
Dieses Übereinkommen ändert den KSE-Vertrag in wesentlichen Teilen, be-
wahrt aber dessen Rolle als Eckpfeiler der europäischen Sicherheit unter Be-
dingungen, die seit der Zeit, in der der Vertrag ursprünglich ausgehandelt 
wurde, einem erheblichen Wandel unterworfen waren. Der adaptierte Vertrag 
wird, sobald er in Kraft tritt, anderen Staaten im Gebiet zwischen dem Atlan-
tik und dem Ural die Möglichkeit bieten, einen Beitrittsantrag zu stellen. Auf 
der Konferenz der Vertragsstaaten des KSE-Vertrags in Istanbul wurde auch 
eine Schlussakte verabschiedet, in der von wichtigen politischen Verpflich-
tungen Kenntnis genommen wurde. Diese Verpflichtungen bilden für Europa 
gemeinsam mit dem Anpassungsübereinkommen jene künftige Vereinbarung 
über konventionelle Rüstungskontrolle, die wir derzeit anstreben.  
Die Tätigkeit der Gemeinsamen Beratungsgruppe ging im Wesentlichen in 
drei Richtungen.  
Erstens versuchte die Gruppe, die vollständige Umsetzung der Verpflichtun-
gen von Istanbul durch Beratung, Erörterung und Beschlussfassung voranzu-
treiben. Die Gruppe konzentrierte sich auf die von der Russischen Föderation 
eingegangene Verpflichtung, in ihrer so genannten "Flankenzone" wieder zu 
den vereinbarten Zahlen für Waffen und Ausrüstungen zurückzukehren. Sie 
setzte sich auch für die Umsetzung von Verpflichtungen ein, denen zufolge 
die russischen Streitkräfte aus Moldau und Georgien abgezogen werden müs-
sen. Es gab beträchtliche Fortschritte in Bezug auf die Einhaltung der ersten 

                                                
5 MC(8)JOUR/2, 28. November 2000, Anhang 6. 
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Georgien betreffenden Frist, die mit Ende dieses Jahres abläuft. Mehr als die 
Hälfte der Ausrüstung, die gemäß einer Vereinbarung zwischen Georgien 
und der Russischen Föderation abzuziehen ist, wurde bereits abgezogen oder 
vor Ort zerstört. In beiden Fällen wird der Abzug durch finanzielle Hilfe von 
Vertragsstaaten des KSE-Vertrags und der größeren OSZE-Gemeinschaft 
unterstützt. Der Gruppe wurde auch über die Fortschritte berichtet, die die 
Tschechische Republik, Ungarn, Polen und die Slowakische Republik in Be-
zug auf die Reduzierung ihrer Bestände gemacht haben. In den Erörterungen 
der Gruppe kam immer wieder die Bedeutung der Transparenz für die Um-
setzung aller Verpflichtungen zur Sprache. Darüber hinaus wurde von der 
Gruppe stets betont, dass die Souveränität der betroffenen Vertragsstaaten 
gebührend zu beachten ist.  
Zweitens wurde in sachbezogenen Arbeitsgruppen über technische Vereinba-
rungen verhandelt, die erforderlich sein werden, um die Umsetzung des 
adaptierten Vertrags zu gewährleisten. Eine davon betrifft die Aufteilung der 
Inspektionskosten. Dies beeinflusst auch die Wirkungsweise des derzeitigen 
KSE-Vertrags, dem zufolge es gewisse Inspektionen gibt, bei denen der in-
spizierende Vertragsstaat Kosten übernimmt, die normalerweise vom inspi-
zierten Vertragsstaat getragen werden. Nach dem adaptierten Vertrag wird 
der Umfang dieser so genannten "bezahlten" Verifikationsaktivitäten zuneh-
men. Eine andere Arbeitsgruppe widmete sich mit großer Sorgfalt der Ausar-
beitung der 96 einzelnen Formate, die zur Übermittlung der im adaptierten 
Vertrag geforderten Ad-hoc-Notifikationen und wiederkehrenden Notifikati-
onen erforderlich sein werden. Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe ist opti-
mistisch, dass bis zum Ende der laufenden Tagung Einvernehmen über diese 
Formate erzielt werden kann.  
Drittens befasste sich die Gemeinsame Beratungsgruppe weiterhin mit der 
Überprüfung der Wirkungsweise des derzeitigen KSE-Vertrags, mit der Er-
örterung von Problembereichen und Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Umsetzung. Die Gruppe vermerkte mehrere Fälle, in denen Fortschritte in 
seit langem anstehenden Umsetzungsfragen erzielt wurden, unter anderem in 
Bezug auf strittige Fragen der Einhaltung von Obergrenzen und Zwischen-
obergrenzen und auf erfüllte Zerstörungsverpflichtungen aus der ursprüngli-
chen Reduzierungsphase des KSE-Vertrags. Die Russische Föderation gab 
bekannt, dass sie eine ausreichende Anzahl zerstörter Panzer, gepanzerter 
Kampffahrzeuge und Artilleriewaffen notifiziert habe, um der aus dem Jahr 
1991 stammenden Verpflichtung der Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken zur Zerstörung von 14 500 Ausrüstungsgegenständen östlich des Urals 
nachzukommen. Andererseits registrierte die Gruppe nach wie vor ungelöste 
Probleme in Form von Überschreitungen vertraglicher Obergrenzen und Zwi-
schenobergrenzen und mit dem Vorhandensein von durch den Vertrag be-
grenzter Ausrüstung im Gebiet von Vertragsstaaten, das nicht der Kontrolle 
der Zentralbehörden untersteht.  
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Exzellenz,  
die Gemeinsame Beratungsgruppe hat davon Kenntnis genommen, dass zwei 
Vertragsstaaten ihre innerstaatlichen Verfahren zur Ratifizierung des Anpas-
sungsübereinkommens abgeschlossen haben und ein anderer Vertragsstaat 
seine Absicht bekundet hat, dies in nächster Zeit zu tun. Die Gruppe hat auch 
davon Kenntnis genommen, dass andere Vertragsstaaten auf höchster Ebene 
erklärt haben, sie würden keine Ratifizierung vornehmen, so lange nicht in 
allen Vertragsstaaten entsprechend den in der Schlussakte der Konferenz 
vom November 1999 enthaltenen Verpflichtungen von Istanbul die verein-
barten Niveaus für Waffen und Ausrüstungen gegeben sind.  
Die Gemeinsame Beratungsgruppe hat ferner zur Kenntnis genommen, dass 
sich in diesem Monat zum zehnten Mal der Tag der Unterzeichnung des 
KSE-Vertrags jährt. Die Gruppe blickt auf den enormen Beitrag zurück, den 
der KSE-Vertrag europaweit zur Hebung von Stabilität und Berechenbarkeit 
geleistet hat. Sie kann mit Stolz darauf verweisen, dass sie eine substanzielle 
Anpassung des KSE-Vertrags ausgehandelt hat, um dessen Funktionsfähig-
keit und Wirksamkeit in Zukunft zu stärken. Die Gruppe sieht einer baldigen 
und vollständigen Umsetzung der Verpflichtungen von Istanbul entgegen, 
damit das Anpassungsübereinkommen von allen Vertragsstaaten ratifiziert 
werden und so bald wie möglich in Kraft treten kann.  
Die Gemeinsame Beratungsgruppe wird in Kürze mit der Vorbereitung der 
Zweiten Überprüfungskonferenz zum KSE-Vertrag beginnen, die im Mai 
2001 stattfinden soll.  
Es könnte Ihnen sinnvoll erscheinen, Exzellenz, dass diese Entwicklungen in 
entsprechenden Dokumenten des Ministerrats ihren Niederschlag finden.  
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Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
 
Ministerrat 
 
Beschlüsse des Achten Treffens des OSZE-
Ministerrats 
 
Wien, 28. November 2000 
 
 
Beschluss Nr. 1: Verstärkung der OSZE-Bemühungen im Kampf gegen den 
Menschenhandel1 
 
Der Ministerrat,  
eingedenk der Europäischen Sicherheitscharta, die die Teilnehmerstaaten 
verpflichtet, "Maßnahmen [zu] ergreifen, um jede Form der Diskriminierung 
von Frauen zu beseitigen und der Gewalt gegen Frauen und Kinder, der se-
xuellen Ausbeutung und jeder Form des Menschenhandels ein Ende zu set-
zen", und "für die Verabschiedung oder Verschärfung von Gesetzen ein[zu]-
treten, die die Täter zur Verantwortung ziehen und den Opferschutz verbes-
sern",  
unter Hinweis auf die im Moskauer Dokument von 1991 enthaltene OSZE-
Verpflichtung zur Bekämpfung des Menschenhandels,  
in der Erkenntnis, dass der Menschenhandel zu einem immer größeren Prob-
lem wird, und überzeugt von der Notwendigkeit, dass die OSZE ihre Bemü-
hungen im Kampf gegen den Menschenhandel in der gesamten OSZE-Re-
gion - auch während eines Konflikts und danach - verstärkt und zum Schutz 
der Menschenrechte und zum Kampf gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität einen Beitrag zu nationalen, regionalen und internationa-
len Bemühungen gegen den Menschenhandel leistet,  
1. bekräftigt, dass der Menschenhandel eine verabscheuenswürdige Men-
schenrechtsverletzung und ein schweres Verbrechen ist, das eine umfassen-
dere und koordiniertere Reaktion der Teilnehmerstaaten und der internatio-
nalen Gemeinschaft sowie eine bessere Abstimmung und Zusammenarbeit 
zwischen den Ländern - insbesondere den Herkunfts-, Transit- und Ziellän-
dern - verlangt;  
2. begrüßt die Verabschiedung des Protokolls zur Verhütung, Bekämpfung 
und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinder-
handels, durch die Generalversammlung der Vereinten Nationen in Ergän-
zung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität sowie die darin enthaltene Definition 
des Menschenhandels und ruft alle Teilnehmerstaaten auf, das UN-Protokoll 
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und das Fakultativprotokoll zur Konvention über die Rechte des Kindes über 
den Verkauf von Kindern, Kinderprostitution und Kinderpornografie zu un-
terzeichnen und zu ratifizieren;  
3. ist sich dessen bewusst, dass die Hauptverantwortung für die Bekämpfung 
des Menschenhandels in Form eines ganzheitlichen und koordinierten Lö-
sungsansatzes, der die Verhütung des Menschenhandels, den Opferschutz 
und die Verfolgung der Händler und ihrer Komplizen einschließt, bei den 
Teilnehmerstaaten liegt;  
4. unterstreicht, dass es Aufgabe der nationalen Parlamente ist, unter anderem 
die für die Bekämpfung des Menschenhandels erforderlichen Gesetze zu ver-
abschieden, und begrüßt die Absätze 106 und 107 der Bukarester Erklärung 
der Parlamentarischen Versammlung über den Menschenhandel;  
5. kommt überein, die Aktivitäten der OSZE im Kampf gegen den Men-
schenhandel zu verstärken, und betont die Notwendigkeit einer intensiveren 
Zusammenarbeit zwischen den einzelnen OSZE-Institutionen sowie zwischen 
der OSZE und anderen internationalen Organisationen wie den einschlägigen 
Sonderorganisationen der Vereinten Nationen, der Internationalen Organisa-
tion für Migration, dem Europarat, der Europäischen Union und Interpol;  
6. unterstützt die Tätigkeit der Arbeitsgruppe "Menschenhandel" des Stabili-
tätspakts und appelliert insbesondere an die Regierungen der betroffenen Re-
gion, in der Arbeitsgruppe eine aktive Rolle zu spielen;  
7. ruft die OSZE-Institutionen, insbesondere das BDIMR, und die Feldopera-
tionen auf, Programme gegen den Menschenhandel auszuarbeiten und durch-
zuführen und sich in Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen 
sowie mit internationalen Organisationen und anderen einschlägigen Institu-
tionen für koordinierte Bemühungen um Prävention, Verfolgung und Schutz 
einzusetzen;  
8. wird bestrebt sein, Aufklärung über alle Aspekte des Menschenhandels zu 
betreiben, auch mit Unterstützung des BDIMR, nichtstaatlicher Organisatio-
nen und anderer einschlägiger Institutionen, erforderlichenfalls durch die 
Einrichtung von Schulungsprogrammen für Beamte, unter anderem für Mit-
arbeiter der Vollzugs-, Justiz-, Konsular- und Einwanderungsbehörden;  
9. sagt zu, notwendige Maßnahmen zu ergreifen, unter anderem durch die 
Verabschiedung und Durchsetzung von Rechtsvorschriften, um den Men-
schenhandel unter Strafe zu stellen, und ein angemessenes Strafausmaß vor-
zusehen, um eine wirksame Reaktion seitens des Gesetzesvollzugs und die 
Verfolgung zu gewährleisten. Diese Rechtsvorschriften sollten an das Prob-
lem des Menschenhandels unter menschenrechtlichen Gesichtspunkten he-
rangehen und Bestimmungen für den Schutz der Menschenrechte der Opfer 
einschließen, durch die sichergestellt wird, dass Personen, die Opfer von 
Menschenhandel wurden, nicht allein wegen dieser Tatsache verfolgt wer-
den;  
10. werden in Erwägung ziehen, gesetzliche oder andere geeignete Maßnah-
men zu ergreifen, etwa die Einrichtung von Schutzunterkünften, die es den 
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Opfern von Menschenhandel in entsprechenden Fällen ermöglichen, vorü-
bergehend oder auf Dauer in ihren Hoheitsgebieten zu bleiben; geeignete 
Verfahren für die Repatriierung von Opfern von Menschenhandel unter ge-
bührender Berücksichtigung ihrer Sicherheit einschließlich der Ausstellung 
von Dokumenten vorzusehen; und politische Konzepte für die Erbringung 
wirtschaftlicher und sozialer Leistungen an die Opfer und für deren Rehabi-
litation und Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu entwickeln;  
11. ermutigt dazu, gegebenenfalls Regierungsvertreter für Fragen des Men-
schenhandels zu ernennen, um die nationalen Aktivitäten zu koordinieren und 
für regionale und internationale Zusammenarbeit zu sorgen, und die betref-
fende Kontaktstelle den anderen Teilnehmerstaaten bekannt zu geben;  
12. stellt fest, dass die OSZE-Feldoperationen im gesetzlichen Rahmen ihrer 
Gastländer eine wertvolle Rolle im Kampf gegen den Menschenhandel spie-
len können, etwa durch regelmäßige Überwachung und Berichterstattung und 
indem sie einerseits staatlichen Behörden unter anderem durch die Förderung 
des Dialogs und die Wahrnehmung einer Vermittlerrolle zwischen Regierun-
gen und nichtstaatlichen Organisationen und andererseits Institutionen bei der 
Bereinigung einzelner Fälle von Menschenhandel helfen; und fordert die 
Feldoperationen auf, verstärkt untereinander zusammenzuarbeiten;  
13. fordert das OSZE-Sekretariat auf, in seinem Einführungsprogramm für 
OSZE-Mitarbeiter vor Ort das Kapitel Menschenhandel in Zusammenarbeit 
mit dem BDIMR auszubauen, um die Fähigkeit dieser Mitarbeiter zur Über-
wachung, Berichterstattung und Reaktion auf Probleme des Menschenhan-
dels im Zuge der regulären OSZE-Aktivitäten zu erhöhen; und in den OSZE-
Institutionen und bei den Mitarbeitern der OSZE das Bewusstsein für die 
Probleme des Menschenhandels zu heben; diese Schulungsprogramme soll-
ten auch den Teilnehmerstaaten und anderen internationalen Organisationen 
zur Verfügung stehen;  
14. begrüßt die Weiterentwicklung des Verhaltenskodex des OSZE-Sekreta-
riats für OSZE-Missionsmitglieder, der nun auch Bestimmungen in Bezug 
auf den Menschenhandel und andere Menschenrechtsverletzungen enthält, 
erwartet dessen rasche Umsetzung durch alle OSZE-Strukturen und -Institu-
tionen, ersucht die Leiter der OSZE-Feldoperationen, geeignete Maßnahmen 
zu treffen, wenn Mitglieder ihres Personals Opfer von Menschenhandel be-
nützen, und ermutigt alle anderen internationalen Gremien, sich gegebenen-
falls vergleichbare Standards und Praktiken zu Eigen zu machen.  
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Beschluss Nr. 2: Bestellung des Hohen Kommissars für nationale 
Minderheiten2 
 
Der Ministerrat,  
 
unter Hinweis auf den Beschluss des KSZE-Gipfeltreffens von Helsinki 
1992, das Amt eines Hohen Kommissars für nationale Minderheiten zu 
schaffen,  
mit Dank an Max van der Stoel für seine ausgezeichnete Arbeit als Hoher 
Kommissar der OSZE für nationale Minderheiten sowie für seine Bereit-
schaft, dieses Amt weiter auszuüben,  
beschließt, 
 
- die Amtszeit von Max van der Stoel ausnahmsweise bis 30. Juni 2001 

zu verlängern und  
- Rolf Ekéus für eine dreijährige Amtszeit beginnend mit 1. Juli 2001 

zum neuen Hohen Kommissar für nationale Minderheiten zu bestellen.  
 
 
Beschluss Nr. 3: Verlängerung der Amtszeit des OSZE-Beauftragten für 
Medienfreiheit3 
 
Der Ministerrat  
vertagt die Beschlussfassung über die Bestellung des OSZE-Beauftragten für 
Medienfreiheit, da keiner der beiden Kandidaten einstimmige Unterstützung 
erhielt.  
Der Ständige Rat wird in spätestens sechs Monaten den entsprechenden Be-
schluss fassen.  
Freimut Duve bleibt demgemäß im Amt.  
 
 
Beschluss Nr. 4: Vorsitz im Jahr 20024 
 
Der Ministerrat beschließt, dass im Jahr 2002 Portugal die Funktion des 
OSZE-Vorsitzes ausüben wird.  

                                                
2 MC(8).DEC/2, 28. November 2000. 
3 MC(8).DEC/3, 28. November 2000. 
4 MC(8).DEC/4, 28. November 2000. 
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Beschluss Nr. 5: Nächstes Ministerratstreffen/Gipfeltreffen5 
 
Der Ministerrat,  
erfreut über das Angebot Rumäniens, das nächste Gipfeltreffen auszurichten, 
beschließt, dass das nächste Ministerratstreffen im November/Dezember 
2001 in Bukarest stattfindet, es sei denn, die Minister beschließen auf Emp-
fehlung des Ständigen Rates, in Bukarest stattdessen ein Gipfeltreffen abzu-
halten. 
 
 
Beschluss Nr. 6: Verteilerschlüssel für große OSZE-Missionen6 
 
Der Ministerrat,  
unter Hinweis auf den Auftrag des Gipfeltreffens von Istanbul, noch vor die-
sem Ministerratstreffen zu einer Vereinbarung über den Verteilerschlüssel 
und die Kriterien für die Finanzierung von OSZE-Aktivitäten zu gelangen, 
damit sie nach dem 31. Dezember 2000 in Übereinstimmung mit dem Be-
schluss des Kopenhagener Ministerratstreffens 1997 angewendet werden 
kann,  
mit tiefem Bedauern darüber, dass bisher keine Vereinbarung erzielt wurde, 
Kenntnis nehmend von dem Dokument, in dem die Auffassung des Vorsitzes 
zum Ausdruck kommt (PC.IFC/120/00 vom 22. November 2000),  
weist den Ständigen Rat an, die Verhandlungen fortzusetzen, um bis spätes-
tens 31. März 2001 zu einer Vereinbarung über diese wichtige Frage zu ge-
langen, und in der Zwischenzeit - bis 31. Dezember 2000 - eine interimisti-
sche finanzielle Vorkehrung für die Umsetzung des Haushalts 2001 zu tref-
fen.  
 
 
Beschluss Nr. 7: Aktivitäten im polizeilichen Bereich7 
 
Der Ministerrat  
beauftragt den Ständigen Rat, zur Umsetzung der Absätze 44 und 45 der Eu-
ropäischen Sicherheitscharta zu prüfen, wie die Rolle der OSZE im polizeili-
chen Bereich gestärkt werden kann, unter anderem durch Stärkung der Fä-
higkeiten des Sekretariats, und lädt in diesem Zusammenhang den Ständigen 
Rat ein, die Möglichkeit der Schaffung des neuen Postens eines Polizeibera-
ters in führender Position im Sekretariat zu prüfen und sobald wie möglich 
alle erforderlichen Beschlüsse zu fassen.  
 
 

                                                
5 MC(8).DEC/5, 28. November 2000. 
6 MC(8).DEC/6, 28. November 2000. 
7 MC(8).DEC/7, 28. November 2000. 
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OSZE-Dokument über Kleinwaffen und leichte Waffen 
 

Präambel 
 
1. Die Teilnehmerstaaten der Organisation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa (OSZE):  
2. unter Hinweis auf das Lissabonner Dokument 1996, Beschluss Nr. 8/96 
"Ein Rahmen für Rüstungskontrolle", und den von ihren Staats- und Regie-
rungschefs auf dem OSZE-Gipfeltreffen in Istanbul im November 1999 bes-
tätigten Beschluss Nr. 6/99 des Forums für Sicherheitskooperation der OSZE,  
3. in Anerkennung der Notwendigkeit, Vertrauen und Sicherheit zwischen 
den Teilnehmerstaaten durch geeignete Maßnahmen gegen Kleinwaffen und 
leichte Waffen* zu stärken, die für den militärischen Einsatz hergestellt oder 
entwickelt wurden (im Folgenden als "Kleinwaffen" bezeichnet),  

                                                
* Noch gibt es keine internation al vereinbarte Definition für Kleinwaffen und leichte 

Waffen. Dieses Dokument gilt für  die nachstehend aufgeführten Waffenkategorien, ohne 
jedoch eine eventuell in Zukunft international vereinbarte Definition der Kleinwaffen und 
leichten Waffen vorwegzunehmen. Diese Kategorien können im W eiteren genauer abge-
grenzt und unter Berücksichtigung etwaiger künftiger international vereinbarter Definitio-
nen überarbeitet werden. 
Für die Zwecke dieses Dokuments sind Kleinwaffen und leichte Waffen tragbare Waffen, 
die nach militärischen Anforde rungen für den Eins atz als tödliches Kriegs werkzeug 
hergestellt oder umgebaut wurden. Unter Kleinwaffen sind im weitesten Sinn Waffen zu 
verstehen, die für die Verwendung durch den einzelnen Angehörigen der Streitkräfte oder 
Sicherheitskräfte gedacht sind. Dazu gehören Re volver und Selbstladepistolen, Gewehre 
und Ka rabiner, Maschinenpistolen, St urmgewehre und leichte Maschin engewehre. 
Leichte Waffen werden grob als Waffen definiert, die für die Verwendung durch mehrere 
Angehörige der Streitkräfte oder  Sicherheitskräfte gedacht sind, die als Mannschaft  zu-
sammenarbeiten. Sie umfassen schwere Maschinengewehre, leichte, unter dem Lauf ange-
brachte sowie schwere Granatenab schussgeräte, tragbare Flugabw ehrkanonen, tragbare 
Panzerabwehrkanonen, Leichtgeschütze , tragbare Abschussgeräte für Panzer abwehr-
raketen und -raketensysteme, tragbare Abschussgeräte für Flugabwehrraketensysteme und 
Mörser mit einem Kaliber von unter 100 mm.  
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4. unter Hinweis auf die Fortschritte, die in anderen internationalen Gremien 
bei der Behandlung der mit Kleinwaffen zusammenhängenden Probleme er-
zielt wurden, und entschlossen, seitens der OSZE zu diesen Fortschritten bei-
zutragen,  
5. ferner in Anbetracht der Tatsache, dass die OSZE als regionale Abma-
chung im Sinne von Kapitel VIII der Charta der Vereinten Nationen einen 
wesentlichen Beitrag zu den laufenden Fortschritten leisten kann, die in den 
Vereinten Nationen zu allen Aspekten des unerlaubten Handels mit Klein-
waffen und leichten Waffen erzielt werden,  
6. haben beschlossen, die in den folgenden Abschnitten dargelegten Normen, 
Grundsätze und Maßnahmen anzunehmen und umzusetzen.  
 
 
Abschnitt I: Allgemeine Ziele und Zwecke  
 
1. Die Teilnehmerstaaten sind sich dessen bewusst, dass die maßlose und de-
stabilisierende Anhäufung und unkontrollierte Verbreitung von Kleinwaffen 
Probleme darstellen, die zur Intensität und Dauer der meisten bewaffneten 
Konflikte in jüngster Zeit beigetragen haben. Sie geben der Völkergemein-
schaft Anlass zu Besorgnis, da sie eine Bedrohung und Herausforderung für 
den Frieden darstellen und die Bemühungen um unteilbare und umfassende 
Sicherheit unterlaufen.  
2. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, sich dieser Probleme auf dem 
Wege der Zusammenarbeit und auf umfassende Weise anzunehmen. Entspre-
chend dem kooperativen Sicherheitskonzept der OSZE und in Zusammenar-
beit mit anderen internationalen Gremien vereinbaren sie, Normen, Grund-
sätze und Maßnahmen zu allen Aspekten dieser Frage zu erarbeiten. Dazu 
zählen die Herstellung und entsprechende Kennzeichnung von Kleinwaffen, 
ihre genaue und lückenlose Registrierung, Kriterien für die Ausfuhrkontrolle, 
Transparenz des Transfers (d.h. Einfuhren und Ausfuhren zu gewerbsmäßi-
gen und nichtgewerbsmäßigen Zwecken) von Kleinwaffen durch wirkungs-
volle innerstaatliche Bescheinigungen und Verfahren für die Aus- und Ein-
fuhr. Alle diese Elemente sind für eine problemgerechte Reaktion ebenso we-
sentlich wie die ordnungsgemäße innerstaatliche Verwaltung und Absiche-
rung von Lagern, ergänzt durch wirksame Maßnahmen zur Reduzierung des 
weltweiten Überschusses an Kleinwaffen. Die Teilnehmerstaaten kommen 
ferner überein, das Problem der Kleinwaffen zum festen Bestandteil der um-
fassenderen Bemühungen der OSZE in den Bereichen Frühwarnung, Kon-
fliktverhütung, Krisenbewältigung und Konfliktnachsorge zu machen.  
3. Die Teilnehmerstaaten verpflichten sich insbesondere,  
(i) den unerlaubten Handel in all seinen Aspekten durch die Verabschiedung 
und Umsetzung innerstaatlicher Kontrollmaßnahmen für Kleinwaffen zu be-
kämpfen, unter anderem in Bezug auf deren Herstellung, entsprechende 
Kennzeichnung und genaue und lückenlose Registrierung (die beide die 

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 2001, Baden-Baden 2001, S. 515-607.



 548

Möglichkeiten zur Rückverfolgung von Kleinwaffen erleichtern), effiziente 
Mechanismen für Ausfuhrkontrolle, Grenzüberwachung und Zollabwicklung, 
sowie durch verstärkte Zusammenarbeit und intensiveren Informationsaus-
tausch zwischen Exekutiv- und Zollbehörden auf internationaler, regionaler 
und nationaler Ebene;  
(ii) zur Reduzierung und Verhütung der maßlosen und destabilisierenden 
Anhäufung und unkontrollierten Verbreitung von Kleinwaffen beizutragen, 
unter Berücksichtigung der legitimen nationalen und kollektiven Verteidi-
gungserfordernisse, der inneren Sicherheit und der Beteiligung an friedenser-
haltenden Einsätzen gemäß der Charta der Vereinten Nationen beziehungs-
weise im Rahmen der OSZE; 
(iii) gebührende Zurückhaltung zu üben und zu gewährleisten, dass Klein-
waffen nur im Rahmen der in Absatz 3 Ziffer ii erwähnten legitimen Vertei-
digungs- und Sicherheitsbedürfnisse sowie im Einklang mit den entsprechen-
den internationalen und regionalen Ausfuhrkriterien, wie sie insbesondere in 
dem vom Forum für Sicherheitskooperation am 25. November 1993 verab-
schiedeten OSZE-Dokument über Prinzipien zur Regelung des Transfers 
konventioneller Waffen festgelegt sind, hergestellt, transferiert und in Besitz 
gehalten werden; 
(iv) durch geeignete Maßnahmen in Bezug auf Kleinwaffen Vertrauen, Si-
cherheit und Transparenz zu schaffen; 
(v) zu gewährleisten, dass sich die OSZE im Sinne ihres umfassenden Si-
cherheitsbegriffs in ihren entsprechenden Foren bei der Gesamtbeurteilung 
der Sicherheitssituation eines bestimmten Landes mit Bedenken im Zusam-
menhang mit dem Problem der Kleinwaffen befasst und dass sie praktische 
Maßnahmen ergreift, die diesbezüglich hilfreich sind; 
(vi) in Verbindung mit der Entwaffnung, Demobilisierung und Wiederein-
gliederung von Kombattanten nach Beendigung bewaffneter Konflikte ge-
eignete Maßnahmen in Bezug auf Kleinwaffen auszuarbeiten, einschließlich 
ihrer Einziehung, sicheren Lagerung und Vernichtung. 
 
 
Abschnitt II: Bekämpfung des unerlaubten Handels in all seinen Aspekten: 
Herstellung, Kennzeichnung und Registrierung  
 
Einleitung  
 
1. Die Bekämpfung des unerlaubten Handels in all seinen Aspekten ist ein 
wichtiges Element jeder Aktion im Rahmen der Auseinandersetzung mit dem 
Problem der destabilisierenden Anhäufung und unkontrollierten Verbreitung 
von Kleinwaffen. Die innerstaatliche Kontrolle der Herstellung ist eine 
Grundvoraussetzung für die Bekämpfung des unerlaubten Handels. Darüber 
hinaus wird die ordnungsgemäße Kennzeichnung von Kleinwaffen, verbun-
den mit der genauen und lückenlosen Registrierung und dem in diesem Do-
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kument skizzierten Informationsaustausch, den zuständigen Untersuchungs-
behörden dabei helfen, unerlaubte Kleinwaffen zurückzuverfolgen und im 
Falle der Umlenkung eines legalen Transfers auf den illegalen Markt die 
Stelle ausfindig zu machen, an der die Umlenkung stattfand.  
2. In diesem Abschnitt sind daher die Normen, Grundsätze und Maßnahmen 
betreffend die Herstellung, Kennzeichnung und die Registrierung von Klein-
waffen festgelegt.  
 
(A) Innerstaatliche Kontrolle über die Herstellung von Kleinwaffen 
 
1. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, eine wirksame innerstaatliche 
Kontrolle über die Herstellung von Kleinwaffen durch die Erteilung, regel-
mäßige Überprüfung und Verlängerung von Herstellungslizenzen und -ge-
nehmigungen zu gewährleisten. Lizenzen und Genehmigungen sollten wider-
rufen werden, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr gege-
ben sind. Die Teilnehmerstaaten werden gewährleisten, dass die an der uner-
laubten Produktion Beteiligten nach entsprechenden strafrechtlichen Be-
stimmungen verfolgt werden können und auch tatsächlich verfolgt werden.  
 
(B) Kennzeichnung von Kleinwaffen 
 
1. Es obliegt zwar jedem einzelnen Teilnehmerstaat, die Art des Kennzeich-
nungssystems für Kleinwaffen festzulegen, die in seinem Hoheitsgebiet her-
gestellt oder benutzt werden, doch kommen die Teilnehmerstaaten überein, 
zu gewährleisten, dass alle in ihrem Hoheitsgebiet nach dem 30. Juni 2001 
hergestellten Kleinwaffen so gekennzeichnet werden, dass der Weg jeder 
einzelnen Kleinwaffe zurückverfolgt werden kann. Die Kennzeichnung sollte 
jene Angaben enthalten, die es den Untersuchungsbehörden ermöglichen, 
zumindest das Jahr und das Land der Herstellung, den Hersteller und die Se-
riennummer der Waffe festzustellen. Aus dieser Information ergibt sich eine 
eindeutige Kennzeichnung, anhand deren jede einzelne Kleinwaffe identifi-
ziert werden kann. Jede dieser Kennzeichnungen sollte dauerhaft sein und am 
Herstellungsort auf der Kleinwaffe angebracht werden. Die Teilnehmerstaa-
ten werden auch soweit wie möglich und im Rahmen ihres Zuständigkeitsbe-
reichs sicherstellen, dass alle unter ihrer Hoheitsgewalt außerhalb ihres Ho-
heitsgebiets hergestellten Kleinwaffen nach demselben Standard gekenn-
zeichnet werden.  
2. Darüber hinaus kommen die Teilnehmerstaaten überein, nicht gekenn-
zeichnete Kleinwaffen, die gegebenenfalls bei der routinemäßigen Verwal-
tung ihrer Lager zum Vorschein kommen, zu vernichten, oder sie im Falle 
ihrer Indienststellung oder Ausfuhr zuvor mit einer Kennzeichnung zu verse-
hen, die eine eindeutige Identifizierung der Kleinwaffe gestattet.  
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(C) Registrierung 
 
1. Die Teilnehmerstaaten werden gewährleisten, dass umfassende und genaue 
Aufzeichnungen über ihre eigenen Kleinwaffenbestände sowie über die der 
Hersteller, Exporteure und Importeure von Kleinwaffen in ihrem Hoheitsge-
biet geführt und so lange wie möglich aufbewahrt werden, um die Möglich-
keiten zur Rückverfolgung von Kleinwaffen zu verbessern.  
 
(D) Transparenzmaßnahmen 
 
1. Als vertrauensbildende Maßnahme und Hilfestellung für die zuständigen 
Behörden bei der Rückverfolgung unerlaubter Kleinwaffen kommen die 
Teilnehmerstaaten überein, bis 30. Juni 2001 einen Informationsaustausch 
über ihre bei der Herstellung beziehungsweise der Einfuhr von Kleinwaffen 
verwendeten innerstaatlichen Kennzeichnungssysteme durchzuführen. Sie 
werden darüber hinaus auch andere verfügbare Informationen über nationale 
Verfahren zur Kontrolle der Herstellung von Kleinwaffen austauschen. Die 
Teilnehmerstaaten werden gewährleisten, dass diese Informationen gegebe-
nenfalls und wann immer nötig aktualisiert werden, um allen Veränderungen 
in ihren innerstaatlichen Kennzeichnungssystemen und ihren Verfahren zur 
Kontrolle der Herstellung Rechnung zu tragen.  
 
 
Abschnitt III: Bekämpfung des unerlaubten Handels in all seinen Aspekten: 
Gemeinsame Ausfuhrkriterien und Ausfuhrkontrollen  
 
Einleitung  
 
1. Die Festlegung und Umsetzung wirksamer Kriterien zur Regelung der 
Kleinwaffenausfuhr werden ebenso wie innerstaatliche Kontrollen betreffend 
die Ausfuhrbescheinigungen und Ausfuhrverfahren und die Tätigkeit inter-
nationaler Waffenhändler bei der Verwirklichung des gemeinsamen Zieles 
mithelfen, die destabilisierende Anhäufung und unkontrollierte Verbreitung 
von Kleinwaffen zu verhindern. Auch die Zusammenarbeit im Bereich der 
Exekutive ist für die Bekämpfung des unerlaubten Handels unerlässlich. In 
diesem Abschnitt sind die Normen, Grundsätze und Maßnahmen festgelegt, 
die ein verantwortungsvolles Verhalten beim Transfer von Kleinwaffen be-
günstigen und dadurch die Möglichkeiten einschränken, unerlaubten Handel 
zu betreiben.  
 
(A) Gemeinsame Ausfuhrkriterien 
 
1. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren folgende Kriterien zur Regelung der 
Ausfuhr von Kleinwaffen und der mit ihrer Entwicklung, Produktion, Erpro-
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bung und Aufrüstung verbundenen Technologie; sie beruhen auf dem OSZE-
Dokument über "Prinzipien zur Regelung des Transfers konventioneller Waf-
fen".  
2.(a) Jeder Teilnehmerstaat wird bei der Prüfung einer geplanten Ausfuhr von 
Kleinwaffen Folgendes berücksichtigen:  
(i) die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten im Empfängerland;  
(ii) die innere Lage im Empfängerland und die regionale Situation in dessen 
Umgebung im Lichte bestehender Spannungen oder bewaffneter Konflikte; 
(iii) inwieweit das Empfängerland seine internationalen Verpflichtungen bis-
her einzuhalten pflegte, insbesondere bezüglich der Nichtanwendung von 
Gewalt und im Bereich der Nichtverbreitung oder in anderen Bereichen der 
Rüstungskontrolle und Abrüstung, und inwieweit diejenigen völkerrechtli-
chen Bestimmungen eingehalten werden, die die Austragung eines bewaff-
neten Konfliktes regeln; 
(iv) die Art und die Kosten der zu transferierenden Waffen im Verhältnis zu 
den Gegebenheiten des Empfängerlandes, einschließlich dessen legitimer Si-
cherheits- und Verteidigungsbedürfnisse und des Zieles, möglichst wenig 
menschliche und wirtschaftliche Ressourcen für Rüstungszwecke abzuzwei-
gen; 
(v) die Erfordernisse des Empfängerlandes, die es befähigen, sein Recht zur 
individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung gemäß Artikel 51 der 
Charta der Vereinten Nationen auszuüben; 
(vi) die Frage, ob die Transfers zu einer geeigneten und verhältnismäßigen 
Reaktion des Empfängerlandes auf die militärischen Bedrohungen und die 
Bedrohungen der Sicherheit, denen es ausgesetzt ist, beitragen; 
(vii) die legitimen inneren Sicherheitsbedürfnisse des Empfängerlandes; 
(viii) die Erfordernisse des Empfängerlandes, die es ihm ermöglichen, an 
friedenserhaltenden oder anderen Maßnahmen gemäß den Beschlüssen der 
Vereinten Nationen oder der OSZE teilzunehmen. 
(b) Jeder Teilnehmerstaat wird die Erteilung von Ausfuhrlizenzen in den 
Fällen vermeiden, in denen er ein eindeutiges Risiko zu erkennen glaubt, dass 
die betreffenden Kleinwaffen  
(i) zur Verletzung oder Unterdrückung von Menschenrechten und Grundfrei-
heiten benutzt werden könnten;  
(ii) die nationale Sicherheit anderer Staaten bedrohen könnten; 
(iii) in Gebiete umgelenkt werden könnten, für deren Außenbeziehungen ein 
anderer Staat die international anerkannte Verantwortung trägt; 
(iv) seinen internationalen Verpflichtungen zuwiderlaufen könnten, insbe-
sondere in Bezug auf Sanktionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, 
Beschlüsse der OSZE, Vereinbarungen über Nichtverbreitung und über 
Kleinwaffen oder andere Rüstungskontroll- und Abrüstungsvereinbarungen; 
(v) einen bestehenden bewaffneten Konflikt verlängern oder verschärfen 
könnten, unter Berücksichtigung des legitimen Bedürfnisses nach Selbstver-
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teidigung, oder die Einhaltung jener völkerrechtlichen Bestimmungen ge-
fährden könnten, die die Austragung eines bewaffneten Konfliktes regeln; 
(vi) den Frieden gefährden, eine maßlose und destabilisierende Anhäufung 
von Kleinwaffen verursachen oder auf andere Weise zu regionaler Instabilität 
beitragen könnten; 
(vii) im Empfängerland entweder weiterverkauft (oder auf andere Weise um-
gelenkt) oder entgegen den Zielsetzungen dieses Dokuments wieder ausge-
führt werden könnten; 
(viii) zum Zwecke der Repression genutzt werden könnten; 
(ix) Terrorismus unterstützen oder begünstigen könnten; 
(x) internationale Kriminalität erleichtern könnten; 
(xi) anders eingesetzt werden könnten als für die Erfordernisse legitimer 
Verteidigung und Sicherheit des Empfängerlandes. 
(c) Zusätzlich zu diesen Kriterien werden die Teilnehmerstaaten die in einem 
potenziellen Empfängerland vorhandenen Verfahren für die Lagerverwaltung 
und -sicherung berücksichtigen.  
3. Die Teilnehmerstaaten werden alles in ihrer Macht Stehende tun, um zu 
gewährleisten, dass die mit Herstellern außerhalb ihres Hoheitsgebiets abge-
schlossenen Lizenzvereinbarungen über die Produktion von Kleinwaffen ge-
gebenenfalls eine Klausel enthalten, der zufolge die oben angeführten Krite-
rien für alle Ausfuhren von Kleinwaffen gelten, die nach dieser Vereinbarung 
unter Lizenz hergestellt werden.  
4. Jeder Teilnehmerstaat wird darüber hinaus  
(i) gewährleisten, dass diese Grundsätze, falls erforderlich, in seine inner-
staatlichen Rechtsvorschriften und/oder in seine innerstaatlichen politischen 
Dokumente zur Regelung der Ausfuhr konventioneller Waffen und dazuge-
höriger Technologie Eingang finden;  
(ii) erwägen, anderen Teilnehmerstaaten bei der Schaffung wirksamer inner-
staatlicher Mechanismen zur Kontrolle der Ausfuhr von Kleinwaffen zu hel-
fen. 
 
(B) Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverfahren 
 
1. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, sich an die im Folgenden be-
schriebenen Verfahren für die Einfuhr, die Ausfuhr und die internationale 
Durchfuhr von Kleinwaffen zu halten.  
2. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, zu gewährleisten, dass alle Liefe-
rungen von Kleinwaffen, die in ihr Hoheitsgebiet eingeführt oder aus diesem 
ausgeführt werden, wirksamen innerstaatlichen Lizenz- oder Genehmigungs-
verfahren unterliegen, die es dem betreffenden Teilnehmerstaat ermöglichen, 
eine angemessene Kontrolle über derartige Transfers auszuüben und zu ver-
hindern, dass die Kleinwaffen zu einem anderen Abnehmer als dem angege-
benen Empfänger umgelenkt werden. Jeder Teilnehmerstaat wird entschei-
den, ob entsprechende innerstaatliche Verfahren auch für Kleinwaffen zu 
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gelten haben, die auf dem Weg zu einem Endbestimmungsort außerhalb sei-
nes Hoheitsgebiets durch sein Hoheitsgebiet hindurchbefördert werden, um 
diese Durchfuhr wirksam kontrollieren zu können.  
3. Vor Genehmigung einer Kleinwaffenlieferung an einen anderen Staat wird 
ein Teilnehmerstaat gewährleisten, dass vom Einfuhrstaat die entsprechende 
Einfuhrlizenz oder eine offizielle Genehmigung in anderer Form vorliegt. 
Wird ein Teilnehmerstaat ersucht, zwischen dem exportierenden und dem 
importierenden Staat als Transitstelle für Kleinwaffenlieferungen zu fungie-
ren, so gewährleisten der Exporteur oder die Behörden des Exportstaates, 
dass - wenn der Durchfuhrstaat für eine Lieferung eine Genehmigung ver-
langt - die entsprechende Genehmigung erteilt wird.  
4. Auf Ersuchen eines der beiden an einer Transaktion im Rahmen der Aus-
fuhr oder Einfuhr einer Kleinwaffenlieferung beteiligten Teilnehmerstaaten 
werden die Staaten einander über den Zeitpunkt informieren, zu dem die La-
dung vom exportierenden Staat abgeschickt wurde, sowie über den Zeit-
punkt, zu dem sie vom importierenden Staat empfangen wurde.  
5. Unbeschadet des Rechts der Teilnehmerstaaten, zuvor eingeführte Klein-
waffen wieder auszuführen, werden die Teilnehmerstaaten alles in ihrer 
Macht Stehende tun, um zur Aufnahme einer Klausel in Verträge über den 
Verkauf oder den Transfer von Kleinwaffen zu ermutigen, die besagt, dass 
der ursprüngliche Ausfuhrstaat vor dem Weitertransfer dieser Kleinwaffen zu 
benachrichtigen ist.  
6. Zur Verhinderung der unerlaubten Umlenkung von Kleinwaffen wird den 
Teilnehmerstaaten nahe gelegt, geeignete Verfahren festzulegen, die den ex-
portierenden Staat in die Lage versetzen, sich zu vergewissern, dass die trans-
ferierten Kleinwaffen sicher ausgeliefert wurden. Diese Verfahren könnten 
gegebenenfalls auch eine physische Kontrolle der Kleinwaffenlieferung am 
Anlieferungsort vorsehen.  
7. Die Teilnehmerstaaten werden keinen wie immer gearteten Transfer nicht 
gekennzeichneter Kleinwaffen gestatten. Außerdem werden sie ausschließ-
lich Kleinwaffen transferieren oder weitertransferieren, die durch eine Kenn-
zeichnung eindeutig identifizierbar sind.  
8. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren, dafür Sorge zu tragen, dass geeignete 
innerstaatliche Mechanismen zur verstärkten Koordinierung der Politik und 
der Zusammenarbeit zwischen ihren mit den Einfuhr-, Ausfuhr- und Durch-
fuhrverfahren für Kleinwaffen befassten Stellen vorhanden sind.  
 
(C) Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrdokumentation 
 
1. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, als Grundlage der Ausfuhrdoku-
mentation folgende zentrale Standards einzuhalten: Ohne beglaubigte End-
verwenderbescheinigung oder eine vom Empfängerstaat ausgestellte amtliche 
Genehmigung anderer Art (zum Beispiel ein internationales Importzertifikat) 
wird keine Ausfuhrlizenz erteilt; die Zahl der zur Unterzeichnung oder sons-
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tigen Genehmigung der Ausfuhrdokumentation berechtigten staatlichen 
Amtsträger wird auf das in den einzelnen Teilnehmerstaaten derzeit übliche 
Mindestmaß beschränkt; und die Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrdoku-
mentation enthält ein gemeinsames Mindestmaß an Informationen, das von 
den Teilnehmerstaaten im Hinblick auf die Entwicklung von Empfehlungen 
auf Grundlage der unter den Teilnehmerstaaten geübten "best practice" ge-
prüft wird.  
2. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, dafür Sorge zu tragen, dass um-
fassende und genaue Aufzeichnungen über Kleinwaffengeschäfte, die auf-
grund einer eigenen Lizenz oder Genehmigung getätigt werden, geführt und 
so lange wie möglich aufbewahrt werden, um die Möglichkeiten zur Rück-
verfolgung von Kleinwaffen zu verbessern. Sie vereinbaren ferner, dass die 
in diesen Aufzeichnungen enthaltenen einschlägigen Informationen zusam-
men mit allen anderen Informationen, die zur Rückverfolgung und Identifi-
zierung illegaler Kleinwaffen erforderlich sind, gemäß den Verfahren in 
Buchstabe E Absätze 3 und 4 zur Verfügung gestellt werden.  
 
(D) Kontrolle über den internationalen Waffenhandel 
 
1. Die Regelung der Tätigkeit internationaler Kleinwaffenhändler ist ein kri-
tischer Punkt in einem umfassenden Konzept zur Bekämpfung des illegalen 
Handels in all seinen Aspekten. Die Teilnehmerstaaten werden überlegen, 
nationale Systeme zur Regelung der Aktivitäten der an diesem Handel Betei-
ligten einzuführen. Ein solches System könnte unter anderem Maßnahmen 
wie die unten angeführten beinhalten:  
(i) obligatorische Registrierung der in ihrem Hoheitsgebiet tätigen Händler;  
(ii) obligatorische Beantragung einer Handelslizenz oder -genehmigung; oder 
(iii) obligatorische Offenlegung von Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen oder -ge-
nehmigungen, beziehungsweise von Begleitdokumenten, sowie der Namen 
und Standorte der an der Transaktion beteiligen Händler. 
 
(E) Verbesserung der Zusammenarbeit beim Vollzug 
 
1. Zur Wahrnehmung seiner internationalen Verpflichtungen bezüglich 
Kleinwaffen sollte jeder Teilnehmerstaat gewährleisten, dass er tatsächlich in 
der Lage ist, diese Verpflichtungen durch seine zuständigen staatlichen Stel-
len und die Justiz durchsetzen zu lassen.  
2. Jeder Teilnehmerstaat wird jeden Kleinwaffentransfer, der eine Verletzung 
eines Waffenembargos des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen darstellt, 
als Verbrechen behandeln und dies - sofern noch nicht geschehen - in seine 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften aufnehmen.  
3. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, ihre gegenseitige Rechtshilfe so-
wie andere auf Gegenseitigkeit beruhende Formen der Zusammenarbeit zu 
stärken, um andere Teilnehmerstaaten bei der Untersuchung und Strafverfol-
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gung in Fällen unerlaubten Handels mit Kleinwaffen zu unterstützen. Zu die-
sem Zweck werden sie sich um den Abschluss einschlägiger Übereinkünfte 
untereinander bemühen.  
4. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren, bei der Rückverfolgung illegaler 
Kleinwaffen auf Grundlage der üblichen diplomatischen Verfahren oder ein-
schlägigen Übereinkünfte untereinander und mit zwischenstaatlichen Organi-
sationen wie Interpol zusammenzuarbeiten. Zu dieser Zusammenarbeit wird 
auch gehören, den Untersuchungsbehörden anderer Teilnehmerstaaten auf 
Ersuchen einschlägige Informationen zugänglich zu machen. Sie werden 
auch regionale, subregionale und nationale Ausbildungsprogramme und ge-
meinsame Schulungen für Strafvollzugsbeamte, Zollbeamte sowie andere für 
Kleinwaffenfragen zuständige Beamte erleichtern und zu solchen ermutigen.  
5. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren, entsprechende technische, finanzielle 
und beratende Hilfe für andere Teilnehmerstaaten in Erwägung zu ziehen, um 
die Kompetenz der Vollzugsbehörden zu steigern.  
6. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren, einander im Einklang mit ihrem inner-
staatlichen Recht, auf vertraulicher Basis und über geeignete und bereits be-
stehende Kanäle (zum Beispiel Interpol, Polizeikräfte oder Zollbehörden) in 
den folgenden Bereichen zu informieren:  
(i) ordnungsgemäß befugte Hersteller und internationale Waffenhändler;  
(ii) Fälle von Beschlagnahme unerlaubt gehandelter Kleinwaffen unter An-
gabe von Anzahl und Typ der beschlagnahmten Waffen, ihrer Kennzeich-
nung sowie von Einzelheiten über ihre anschließende Beseitigung; 
(iii) Informationen über Einzelpersonen oder Unternehmen, die wegen Ver-
stößen gegen innerstaatliche Ausfuhrkontrollvorschriften verurteilt wurden; 
(iv) Informationen über ihre Erfahrungen mit dem Gesetzesvollzug und über 
die Maßnahmen, die sich bei der Bekämpfung des unerlaubten Kleinwaffen-
handels ihrer Ansicht nach bewährt haben. Dazu können unter anderem wis-
senschaftliche und technische Informationen, Informationen über Geheim-
haltungsmaßnahmen und die Methoden zu deren Aufdeckung, im unerlaub-
ten Kleinwaffenhandel benutzte Routen sowie Mitteilungen über Embargo-
verletzungen gehören. 
 
(F) Informationsaustausch und andere Transparenzmaßnahmen 
 
1. Die Teilnehmerstaaten werden als ersten Schritt ab dem Jahr 2002 alljähr-
lich bis spätestens 30. Juni einen gegenseitigen Informationsaustausch über 
die im jeweils abgelaufenen Kalenderjahr durchgeführten Kleinwaffenaus-
fuhren in andere Teilnehmerstaaten und Kleinwaffeneinfuhren aus diesen 
vornehmen. Die ausgetauschten Informationen werden auch dem Konflikt-
verhütungszentrum (KVZ) zur Verfügung gestellt. Das Format für diesen 
Austausch ist im Anhang zu diesem Dokument enthalten. Ferner vereinbaren 
die Teilnehmerstaaten, Mittel und Wege zur weiteren Verbesserung des In-
formationsaustauschs in Bezug auf Kleinwaffen zu prüfen.  

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 2001, Baden-Baden 2001, S. 515-607.



 556

2. Die Teilnehmerstaaten werden untereinander alljährlich ab dem 
30. Juni 2001 vorhandene Informationen über einschlägige innerstaatliche 
Rechtsvorschriften und die geltende Praxis betreffend Ausfuhrpolitik, -ver-
fahren, und -dokumentation und über die Kontrolle des internationalen 
Kleinwaffenhandels austauschen, damit durch einen derartigen Austausch das 
Bewusstsein für die "best practice" in diesen Bereichen gestärkt wird. Außer-
dem werden sie erforderlichenfalls aktualisierte Informationen vorlegen.  
 
 
Abschnitt IV: Lagerverwaltung, Reduzierung von Überschüssen und Ver-
nichtung  
 
Einleitung  
 
1. Wirksame Aktionen zur Reduzierung des weltweiten Überschusses an 
Kleinwaffen, verbunden mit der ordnungsgemäßen Verwaltung und Siche-
rung staatlicher Lager, sind von ausschlaggebender Bedeutung für die Redu-
zierung destabilisierender Anhäufungen und der unkontrollierten Verbreitung 
von Kleinwaffen sowie für die Verhütung des unerlaubten Handels. In die-
sem Abschnitt sind die Normen, Grundsätze und Maßnahmen festlegt, mittels 
deren die Teilnehmerstaaten gegebenenfalls Reduzierungen vornehmen und 
die "best practice" bei der Verwaltung staatlicher Bestände und der Absiche-
rung von Kleinwaffenlagern fördern werden.  
 
(A) Anhaltspunkte für das Vorliegen eines Überschusses 
 
1. Es obliegt jedem einzelnen Teilnehmerstaat, nach Maßgabe seiner legiti-
men Sicherheitsbedürfnisse zu beurteilen, ob seine Kleinwaffenbestände ei-
nen Überschuss aufweisen.  
2. Zur Beurteilung, ob ein Überschuss an Kleinwaffen vorliegt, könnte jeder 
Teilnehmerstaat folgende Anhaltspunkte heranziehen:  
(i) Größe, Struktur und Einsatzkonzept der Streitkräfte und der Sicherheits-
kräfte;  
(ii) der geopolitische und geostrategische Zusammenhang unter Berücksich-
tigung der Größe des Hoheitsgebiets und der Bevölkerung des Staates; 
(iii) die innere und äußere Sicherheitslage des Landes; 
(iv) internationale Verpflichtungen einschließlich internationaler friedenser-
haltender Einsätze; 
(v) Kleinwaffen, die nach Maßgabe der innerstaatlichen Vorschriften und 
Gepflogenheiten nicht mehr für militärische Zwecke verwendet werden. 
3. Die Teilnehmerstaaten sollten regelmäßige Überprüfungen vornehmen und 
zwar insbesondere im Zusammenhang mit folgenden Faktoren:  
(i) Änderungen in der nationalen Verteidigungspolitik;  
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(ii) Reduzierung oder Umstrukturierung der Streitkräfte und der Sicherheits-
kräfte; 
(iii) Modernisierung von Kleinwaffenbeständen beziehungsweise Anschaf-
fung zusätzlicher Kleinwaffen. 
 
(B) Verbesserung der Verwaltung und Sicherung staatlicher Lager 
 
1. Die Teilnehmerstaaten sind sich dessen bewusst, dass eine ordnungsge-
mäße innerstaatliche Kontrolle ihrer Kleinwaffenlager (einschließlich aller 
Lager von außer Dienst gestellten oder deaktivierten Waffen) unerlässlich ist, 
um Verluste durch Diebstahl, Korruption oder Nachlässigkeit zu verhindern. 
Deshalb kommen sie überein, zu gewährleisten, dass ihre eigenen Lager einer 
genauen staatlichen Lagerbuchführung sowie Kontrollverfahren und -maß-
nahmen unterliegen. Diese Verfahren und Maßnahmen, deren Auswahl im 
Ermessen des einzelnen Teilnehmerstaats liegt, könnten unter anderem fol-
gende sein:  
(i) geeignete Spezifikationen für Lagerstandorte;  
(ii) Maßnahmen der Zugangskontrolle; 
(iii) die für einen angemessenen Schutz in Notfällen erforderlichen Maßnah-
men; 
(iv) Verschlussmaßnahmen und andere technische Sicherheitsvorkehrungen; 
(v) Kontrollverfahren für die Inventarverwaltung und Lagerbuchführung; 
(vi) Sanktionen bei Verlust oder Diebstahl; 
(vii) Verfahren für die sofortige Meldung eines Verlustes; 
(viii) Verfahren für größtmögliche Sicherheit von Kleinwaffentransporten; 
(ix) Sicherheitsausbildung für das Lagerpersonal. 
 
(C) Vernichtung und Deaktivierung 
 
1. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, dass Kleinwaffen vorzugsweise 
durch Vernichtung zu beseitigen sind. Durch die Vernichtung sollten die 
Waffen sowohl auf Dauer unbrauchbar gemacht als auch physisch beschädigt 
werden. Alle Kleinwaffenbestände, die als über den einzelstaatlichen Bedarf 
hinausgehend eingestuft werden, sollten vorzugsweise vernichtet werden. 
Sollte ihre Beseitigung hingegen durch Ausfuhr aus dem Hoheitsgebiet eines 
Teilnehmerstaats erfolgen, so wird eine solche Ausfuhr nur im Einklang mit 
den in Abschnitt III Buchstabe A Absätze 1 und 2 festgelegten Ausfuhrkrite-
rien erfolgen.  
2. Unerlaubt gehandelte Waffen, die von staatlichen Behörden beschlag-
nahmt wurden, werden im Allgemeinen nach Abschluss des ordnungsgemä-
ßen Verfahrens durch Vernichtung beseitigt.  
3. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, dass die Deaktivierung von 
Kleinwaffen nur so erfolgen wird, dass alle wesentlichen Teile einer Waffe 
auf Dauer unbrauchbar gemacht werden und daher nicht mehr entfernt, aus-
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getauscht oder in einer Weise umgebaut werden können, die eine Reaktivie-
rung der Waffe ermöglicht.  
 
(D) Finanzielle und technische Hilfe 
 
1. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, freiwillig und in Zusammenarbeit 
mit anderen internationalen Organisationen und Institutionen in Erwägung zu 
ziehen, anderen Teilnehmerstaaten auf deren Wunsch technische, finanzielle 
oder beratende Hilfe bei der Kontrolle oder Beseitigung überschüssiger 
Kleinwaffen zu leisten.  
2. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, im Rahmen anderer internatio-
naler Bemühungen und auf Wunsch eines Teilnehmerstaats Programme für 
Lagerverwaltung und -sicherung, Kurse und vertrauliche Vor-Ort-Beurtei-
lungen zu unterstützen.  
 
(E) Transparenzmaßnahmen 
 
1. Die Teilnehmerstaaten kommen überein, ab dem Jahr 2002 alljährlich bis 
spätestens 30. Juni verfügbare Informationen über Kategorie, Unterkategorie 
und Anzahl der auf ihrem Hoheitsgebiet im jeweils abgelaufenen Kalender-
jahr für überschüssig erklärten beziehungsweise beschlagnahmten und ver-
nichteten Kleinwaffen zu übermitteln.  
2. Die Teilnehmerstaaten werden bis 30. Juni 2002 Informationen allgemei-
ner Art über ihre innerstaatlichen Lagerverwaltungs- und Sicherheitsverfah-
ren austauschen. Erforderlichenfalls werden sie auch aktualisierte Informati-
onen vorlegen. Das Forum für Sicherheitskooperation wird die Frage der Er-
stellung eines Leitfadens der "best practice" prüfen, dessen Zweck es sein 
soll, eine effiziente Verwaltung und Sicherung der Lager zu fördern und ein 
mehrstufiges Sicherheitssystem für die Lagerung von Kleinwaffen zu ge-
währleisten, wobei die Arbeit anderer internationaler Organisationen und In-
stitutionen zu berücksichtigen sein wird.  
3. Die Teilnehmerstaaten kommen ferner überein, bis 30. Juni 2001 Informa-
tionen über ihre Methoden und Verfahren zur Vernichtung von Kleinwaffen 
auszutauschen. Außerdem werden sie erforderlichenfalls aktualisierte Infor-
mationen vorlegen. Das Forum für Sicherheitskooperation wird die Frage der 
Erstellung eines Leitfadens der "best practice" in Bezug auf die Methoden 
und Verfahren zur Vernichtung von Kleinwaffen prüfen, wobei die Arbeit 
anderer internationaler Organisationen und Institutionen zu berücksichtigen 
sein wird  
4. Als vertrauensbildende Maßnahme vereinbaren die Teilnehmerstaaten, auf 
freiwilliger Basis gegenseitige Einladungen zur Beobachtung der Vernich-
tung von Kleinwaffen in ihrem Hoheitsgebiet zu überlegen, insbesondere im 
regionalen oder subregionalen Kontext.  
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Abschnitt V: Frühwarnung, Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und  
Konfliktnachsorge  
 
Einleitung  
 
1. Das Problem der Kleinwaffen sollte fester Bestandteil der umfassenderen 
Bemühungen der OSZE um Frühwarnung, Konfliktverhütung, Krisenbewäl-
tigung und Konfliktnachsorge sein. Die destabilisierende Anhäufung und un-
kontrollierte Verbreitung von Kleinwaffen sind Elemente, die Konfliktver-
hütung behindern, Konflikte verschärfen und, wenn eine friedliche Regelung 
zustande kam, sowohl die Friedensstiftung als auch die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung behindern können. Sie können mitunter zum Zu-
sammenbruch der Ordnung beitragen, Terrorismus und kriminelle Gewaltta-
ten begünstigen oder das Wiederaufflammen eines Konflikts bewirken. In 
diesem Abschnitt sind die Normen, Grundsätze und Maßnahmen festgelegt, 
an die sich die Teilnehmerstaaten einvernehmlich halten werden.  
 
(A) Frühwarnung und Konfliktverhütung 
 
1. Die Feststellung einer destabilisierenden Anhäufung oder unkontrollierten 
Verbreitung von Kleinwaffen, die zu einer Verschlechterung der Sicher-
heitslage beitragen könnte, kann sich als wichtiges Element der Frühwarnung 
und somit der Konfliktverhütung erweisen. Es liegt an jedem Teilnehmer-
staat, eine im Hinblick auf seine Sicherheitslage potenziell destabilisierende 
Anhäufung oder unkontrollierte Verbreitung von Kleinwaffen festzustellen. 
Jeder Teilnehmerstaat kann in der OSZE im Forum für Sicherheitskoopera-
tion oder im Ständigen Rat seine Besorgnis über eine derartige Anhäufung 
oder Verbreitung zur Sprache bringen.  
 
(B) Konfliktnachsorge 
 
1. Die Teilnehmerstaaten sind sich dessen bewusst, dass eine Anhäufung und 
unkontrollierte Verbreitung von Kleinwaffen in der Zeit nach einem Konflikt 
zur Destabilisierung des Sicherheitsumfelds beitragen kann. Deshalb sollte 
der Wert von Programmen zur Einziehung und Kontrolle von Kleinwaffen 
unter diesen Umständen in Betracht gezogen werden.  
2. Die Teilnehmerstaaten sind sich dessen bewusst, dass eine stabile Sicher-
heitslage einschließlich des Vertrauens der Öffentlichkeit in den Sicherheits-
bereich für die erfolgreiche Durchführung von Programmen zur Einziehung 
und Kontrolle von Kleinwaffen (gegebenenfalls verbunden mit einer Amnes-
tie) und anderer wichtiger Programme zur Entwaffnung, Demobilisierung 
und Wiedereingliederung nach einem Konflikt, wie etwa von Programmen 
zur Beseitigung von Kleinwaffen, von größter Bedeutung ist.  
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(C) Verfahren für Beurteilungen und Empfehlungen 
 
1. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren, dass das Forum für Sicherheitskoope-
ration oder der Ständige Rat bei einer Beurteilung im Rahmen der Konflikt-
verhütung oder nach einem Konflikt auch die Rolle, die Kleinwaffen in die-
ser Situation (wenn überhaupt) spielen, einbeziehen sollte, gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung der in Abschnitt IV Buchstabe A Absatz 2 aufge-
führten Anhaltspunkte und der Notwendigkeit, diese Frage zur Sprache zu 
bringen.  
2. Erforderlichenfalls könnten die Teilnehmerstaaten auf Ersuchen des auf-
nehmenden Teilnehmerstaats dazu eingeladen werden, gegebenenfalls auch 
über das Programm für Schnelle Einsatzgruppen für Expertenhilfe und Ko-
operation (REACT), sofern ein solcher Beschluss des Ständigen Rates vor-
liegt, Personen zur Verfügung stellen, die über entsprechende Sachkenntnis 
in Fragen von Kleinwaffen verfügen. Diese Experten sollten gemeinsam mit 
nationalen Regierungen und einschlägigen Organisationen eine umfassende 
Beurteilung der Sicherheitslage vornehmen, bevor der OSZE ein bestimmtes 
Vorgehen empfohlen wird.  
 
(D) Maßnahmen 
 
1. Der Ständige Rat sollte als Reaktion auf die Empfehlungen von Experten 
eine Reihe von Maßnahmen in Erwägung ziehen, darunter folgende:  
(i) Reaktion auf Ersuchen um Unterstützung bei der Sicherung und Verwal-
tung von Kleinwaffenlagern;  
(ii) Hilfe bei der Reduzierung und Beseitigung von Kleinwaffen in dem 
betreffenden Staat und eine mögliche Überwachung dieser Vorgänge; 
(iii) Ermutigung zur Durchführung und Verstärkung von Grenzkontrollen zur 
Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen, und erforderlichen-
falls diesbezügliche Beratung oder gegenseitige Hilfe; 
(iv) Hilfestellung bei Programmen zur Einziehung und Kontrolle von Klein-
waffen; 
(v) gegebenenfalls Ausweitung des Mandats einer OSZE-Feldmission oder 
-Präsenz auf Kleinwaffenfragen; 
(vi) Rücksprache und Koordinierung mit anderen internationalen Organisati-
onen und Institutionen im Einklang mit der OSZE-Plattform für kooperative 
Sicherheit. 
2. Darüber hinaus kommen die Teilnehmerstaaten überein, dass die vom 
Ständigen Rat verabschiedeten Mandate künftiger OSZE-Missionen und alle 
von der OSZE durchgeführten friedenserhaltenden Einsätze gegebenenfalls 
auch die Kompetenz dazu enthalten sollten, bei Programmen zur Einziehung 
und Vernichtung von Kleinwaffen und auf Kleinwaffen bezogenen Maßnah-
men zur Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung beratend, 
unterstützend und überwachend tätig zu werden und für deren Umsetzung zu 
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sorgen. Diesen OSZE-Missionen könnte eine entsprechend qualifizierte Per-
son angehören, deren Aufgabe es wäre, in Verbindung mit friedenserhalten-
den Einsätzen, staatlichen Behörden und anderen internationalen Organisati-
onen und Institutionen einen Maßnahmenkatalog in Bezug auf Kleinwaffen 
auszuarbeiten.  
3. Die Teilnehmerstaaten werden eine stabile Sicherheitslage fördern und im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit gewährleisten, dass Einziehungsprogramme für 
Kleinwaffen und auf Kleinwaffen bezogene Maßnahmen zur Entwaffnung, 
Demobilisierung und Wiedereingliederung in alle Friedensvereinbarungen 
und gegebenenfalls in die Mandate aller friedenserhaltenden Einsätze aufge-
nommen werden. Die Teilnehmerstaaten werden die Vernichtung der auf 
diese Weise eingezogenen Kleinwaffen als bevorzugte Beseitigungsmethode 
fördern.  
4. Als flankierende Maßnahme könnten die Teilnehmerstaaten auch die sub-
regionale Zusammenarbeit fördern, insbesondere in Bereichen wie der 
Grenzkontrolle, um die neuerliche Belieferung mit Kleinwaffen durch uner-
laubten Handel zu verhindern.  
5. Die Teilnehmerstaaten werden in Erwägung ziehen, auf einzelstaatlicher 
Ebene Programme zur Erziehung und Sensibilisierung der Öffentlichkeit zu 
fördern, in denen die negativen Aspekte der Kleinwaffen hervorgehoben 
werden. Sie werden auch in Erwägung ziehen, im Rahmen der verfügbaren 
finanziellen und technischen Ressourcen durch geeignete Anreize zur frei-
willigen Herausgabe illegal gehaltener Kleinwaffen zu ermutigen. Die Teil-
nehmerstaaten werden in Erwägung ziehen, alle geeigneten Programme zur 
Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung im Anschluss an 
Konflikte zu unterstützen, etwa jene zur Beseitigung und Vernichtung abge-
gebener oder beschlagnahmter Kleinwaffen und Munition.  
 
(E) Lagerverwaltung und -reduzierung im Rahmen der Konfliktnachsorge 
 
1. Da die Lagerung und Verwaltung von Kleinwaffen in der Zeit nach Kon-
flikten ein besonders sensibler Punkt ist, wird/werden der/die betroffene(n) 
Teilnehmerstaat(en) beziehungsweise die in einen Friedensprozess eingebun-
denen Teilnehmerstaaten vorrangig gewährleisten, dass  
(i) Fragen der sicheren Lagerung und der Verwaltung der Lager in Friedens-
prozessen behandelt und gegebenenfalls in Friedensvereinbarungen aufge-
nommen werden;  
(ii) Lager im Interesse größerer Sicherheit an möglichst wenigen Standorten 
konzentriert werden; 
(iii) zur Vernichtung bestimmte eingezogene und beschlagnahmte Kleinwaf-
fen nur so lange gelagert werden, wie es für ein ordnungsgemäßes Verfahren 
unbedingt erforderlich ist; 
(iv) bei Verwaltungsverfahren die Reduzierung und Vernichtung von Klein-
waffen Vorrang erhält und nicht verzögert wird. 
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(F) Weitere Aufgaben 
 
1. Das Forum für Sicherheitskooperation wird die Entwicklung eines Hand-
buchs über die "best practice" für Maßnahmen zur Entwaffnung, Demobili-
sierung und Wiedereingliederung in Bezug auf Kleinwaffen unter Berück-
sichtigung der Arbeit anderer internationaler Organisationen und Institutio-
nen erwägen.  
2. Die Ersuchen um Überwachung und technische Hilfe bei der Vernichtung 
von Kleinwaffen werden vom KVZ unter Berücksichtigung der Arbeit ande-
rer internationaler Organisationen und Institutionen koordiniert.  
 
 
Abschnitt VI: Schlussbestimmungen  
 
1. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren die Aufstellung eines Verzeichnisses 
von Kontaktstellen für Kleinwaffen bei den OSZE-Delegationen und in den 
Hauptstädten, das vom KVZ geführt und aktualisiert wird. Das KVZ wird die 
zentrale Kontaktstelle für Kleinwaffen zwischen der OSZE und anderen in-
ternationalen Organisationen und Institutionen sein.  
2. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren, dass das Forum für Sicherheitskoope-
ration die Umsetzung der Normen, Grundsätze und Maßnahmen aus diesem 
Dokument regelmäßig - gegebenenfalls auch durch jährliche Überprüfungs-
treffen - überprüfen und von Teilnehmerstaaten vorgelegte konkrete Fragen 
im Zusammenhang mit Kleinwaffen besprechen wird. Darüber hinaus kön-
nen gegebenenfalls Treffen nationaler Kleinwaffenexperten einberufen wer-
den.  
3. Die Teilnehmerstaaten kommen ferner überein, den Geltungsbereich und 
den Inhalt dieses Dokuments einer regelmäßigen Überprüfung zu unterzie-
hen. Sie kommen insbesondere überein, das Dokument im Lichte seiner Um-
setzung und der Arbeit der Vereinten Nationen und anderer internationaler 
Organisationen und Institutionen weiter zu entwickeln.  
4. Der Wortlaut dieses Dokuments wird in den sechs offiziellen Sprachen der 
Organisation veröffentlicht und von jedem Teilnehmerstaat verbreitet.  
5. Der Generalsekretär der OSZE wird ersucht, dieses Dokument an die Re-
gierungen der Kooperationspartner Japan, Republik Korea und Thailand und 
der Kooperationspartner im Mittelmeerraum (Ägypten, Algerien, Israel, Jor-
danien, Marokko und Tunesien) weiterzuleiten.  
6. Die Normen, Grundsätze und Maßnahmen in diesem Dokument sind poli-
tisch bindend. Wenn nichts Anderes angegeben ist, treten sie mit Verabschie-
dung des Dokuments in Kraft.  
 
 

In: IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 2001, Baden-Baden 2001, S. 515-607.



 563

Anhang 
Informationsaustausch über Kleinwaffen und leichte Waffen  
 
(ausgefüllt nur zur beschränkten Verteilung)  
 
Berichtender Staat:  
Bericht für das Kalenderjahr: 
Originalsprache:  
Datum des Berichts: 
 
 
Ausfuhren 
 
Kategorie und Unterkategorie der Kleinwaffen und leichten Waffen 
Endverbleibsstaat 
Stückzahl 
Ursprungsstaat (wenn nicht exportierender) 
Zwischenstandort (falls zutreffend) 
Anmerkung zum Transfer 
 
 
Einfuhren 
 
Kategorie und Unterkategorie der Kleinwaffen und leichten Waffen 
Exportierender Staat 
Stückzahl 
Ursprungsstaat 
Zwischenstandort (falls zutreffend) 
Nummer oder Aktenzeichen der Endverwenderbescheinigung 
Anmerkung zum Transfer 
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Kooperationsformen und -foren im OSZE-Bereich 
 
 
G-7/G-8 (Gipfel der Sieben/Acht) 
Organization for Economic Cooperation and Development (OECD) 
 
Europarat (EuR) 
 
North Atlantic Treaty Organization (NATO) 
Euro-Atlantischer Partnerschaftsrat (EAPR) 
EAPR-Beobachter 
Partnerschaft für den Frieden (PfP) 
NATO-Russland-Grundakte 
NATO-Ukraine-Charta 
 
Europäische Union (EU)1 
EU-Assoziierungsabkommen 
 
Westeuropäische Union (WEU) 
Assoziierte WEU-Mitglieder2 
Assoziierte WEU-Partner 
WEU-Beobachter3 
Eurokorps 
 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) 
 
Baltischer Rat 
Euro-arktischer Barentsrat 
Nordischer Rat 
Rat der Ostseestaaten (CBSS) 
 
Stabilitätspakt für Südosteuropa 
Central European Free Trade Agreement/Area (CEFTA) 

                                                        
1 Auf der Tagung des Europäischen Rates am 12. und 13. Dezembe r 1997 in Luxemburg 

wurde die Aufnahme von Beitrittsverh andlungen mit Estland, Polen, Slowenien, der 
Tschechischen Republik, Ungarn und Zypern sowie auf der Tagung des Rates am 10. und 
11. Dezember 1999 in Helsinki mit der Slowakei, Rumänien, Bulgarien, Lettland, Litauen 
und Malta beschlossen. 

2 Als assoziierte Mitglieder sind die NATO-Staaten Island, Norwegen und d ie Türkei der 
WEU am 6. März 1995 beigetreten. In der Praxis der WEU wird kein Unterschied zwischen 
Assoziierten und Vollmitgliedern gemacht. 

3 Die EU-Länder Irland, Finnland, Österreich und Schweden, die nicht der NATO angehören, 
besitzen Beobachterstatus, der sich jedoch auf Informationsa ustausch und Präsenzen in 
Sitzungen im Einzelfall und auf Einladung beschränkt. 
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Zentraleuropäische Initiative (ZEI) 
 
Südosteuropäische Kooperationsinitiative (SECI) 
Kooperationsprozess in Südosteuropa (SEECP) 
SEECP-Beobachter 
Schwarzmeer-Kooperationspakt (BSEC) 
 
North American Free Trade Area (NAFTA) 
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Die 55 OSZE-Teilnehmerstaaten - Daten, Fakten, 
Kooperationsformen1  
 
 
1. Albanien 
Beitrittsdatum: Juni 1991 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 28.748 km² (OSZE-Rang: 45) 
Bevölkerung: 3.145.0002 (OSZE-Rang: 42) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP3: 2.892 (OSZE-Rang: 46) 4 
BSP-Wachstum: 1,0 Prozent5 (OSZE-Rang: 38)6 
Streitkräfte (Aktive): 54.000 (OSZE-Rang: 23)7 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, Stabili-
tätspakt für Südosteuropa, ZEI, SECI, SEECP, BSEC 
 
2. Andorra 
Beitrittsdatum: April 1996 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,125 Prozent 
Fläche: 467,76 km² (50) 
Bevölkerung: 66.824 (2000)8 (51) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 18.000 (1996)9 (22) 
BSP-Wachstum: k.A. 
Streitkräfte (Aktive): Keine 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat 
 
3. Armenien 
Beitrittsdatum: Januar 1992  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,185 Prozent 
Fläche: 29.800 km² (44) 
Bevölkerung: 3.788.000 (40) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 2.210 (50) 
BSP-Wachstum: 2,7 Prozent (27) 
Streitkräfte (Aktive): 53.400 (24) 
                                                        
1 Bearbeitet von Max Bornefeld-Ettmann. 
2 Zahlen aus: http://www.un.org/ Depts/unsd/social/population.htm. Die Zahlen bezi ehen 

sich, sofern nicht anders angegeben, auf das Jahr 2001. 
3 PPP: Purchasing Power Parity/Kaufkraftparität (Zahlen von 1999 in US-Dollar); als PPP 

wird die Anzahl der Währungseinheiten eines Landes bezeichnet, die benötigt wird, eine 
identische Menge an Waren und Dienstleistungen auf dem einheimischen Markt zu kau-
fen, für die in den Vereinigten Staaten ein US-Dollar aufzuwenden wäre. Vgl. The World 
Bank, World Development Report 2000/2001, Oxford 2000. 

4 Von 54 erfassten Ländern. 
5 Veränderung 1998-1999. 
6 Von 50 erfassten Ländern. 
7 Von 49 erfassten Ländern. 
8 Zahl aus: http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/geos/an.html. 
9 Vgl. ebenda. 
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Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat10, EAPR, PfP, GUS, 
BSEC 
 
4. Aserbaidschan 
Beitrittsdatum: Januar 1992  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,185 Prozent 
Fläche: 86.600 km² (28) 
Bevölkerung: 8.097.000 (24) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 2.322 (48)  
BSP-Wachstum: 6,9 Prozent (4) 
Streitkräfte (Aktive): 69.900 (17) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat11, EAPR, PfP, GUS, 
BSEC 
 
5. Belarus 
Beitrittsdatum: Januar 1992  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,70 Prozent  
Fläche: 207.595 km² (19) 
Bevölkerung: 10.148.000 (20) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 6.518 (34) 
BSP-Wachstum: 3,4 Prozent (20) 
Streitkräfte (Aktive): 80.900 (14) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EAPR, PfP, GUS, ZEI 
 
6. Belgien 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 3,55 Prozent 
Fläche: 30.528 km² (43) 
Bevölkerung: 10.263.000 (18) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 24.200 (8) 
BSP-Wachstum: 1,9 Prozent (31) 
Streitkräfte (Aktive): 41.800 (29) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU, WEU, Eurokorps, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
7. Bosnien und Herzegowina 
Beitrittsdatum: April 1992 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 51.197 km² (36) 
Bevölkerung: ca. 4.067.000 (38) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 1.770 (1999)12 (53) 

                                                        
10 Seit dem 25. Januar 2001. 
11 Seit dem 25. Januar 2001. 
12 Zahl aus: http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/geos/bk.html. 
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BSP-Wachstum: 6,1 Prozent (5) 
Streitkräfte (Aktive): ca. 40.000  (31)13 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Stabilitätspakt für Südosteuropa, 
ZEI, SECI, SEECP 
 
8. Bulgarien 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent 
Fläche: 110.994 km² (23) 
Bevölkerung: 7.866.000 (26) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 4.914 (40) 
BSP-Wachstum: 3,0 Prozent (24) 
Streitkräfte (Aktive): 80.800 (15)  
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, EU-
Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, Assoziierter WEU-
Partner, Stabilitätspakt für Südosteuropa, CEFTA, ZEI, SECI, SEECP, BSEC 
 
9. Dänemark 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,05 Prozent 
Fläche: 43.094 km² (39) 
Bevölkerung: 5.332.000  (30) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 24.280 (7) 
BSP-Wachstum: 1,3 Prozent (35) 
Streitkräfte (Aktive): 24.300 (36) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU, WEU-Beobachter, Euro-arktischer Barentsrat, Nordischer Rat, 
CBSS, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
10. Deutschland 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,00 Prozent 
Fläche: 357.022 km² (12) 
Bevölkerung: 82.008.000 (3) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 22.404 (13) 
BSP-Wachstum: 1,2 Prozent (37) 
Streitkräfte (Aktive): 332.800 (4) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: G-7/G-8, OECD, Europarat, 
NATO, EAPR, EU, WEU, Eurokorps, CBSS, Stabilitätspakt für 
Südosteuropa 

                                                        
13 Der OSZE-Rang bezieht sich auf die muslimisch-kroatische Föderation und die Republika 

Srpska zusammen. 
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11. Estland 
Beitrittsdatum: September 1991 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 45.227 km² (38) 
Bevölkerung: 1.377.000 (46) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 7.826 (32) 
BSP-Wachstum: 1,9 Prozent (32) 
Streitkräfte (Aktive): 4.800 (47) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, EU-Bei-
trittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, Assoziierter WEU-Part-
ner, Baltischer Rat, CBSS 
 
12. Finnland 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,05 Prozent 
Fläche: 338.145 km² (13) 
Bevölkerung: 5.178.000 (32) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 21.209 (15) 
BSP-Wachstum: 3,7 Prozent (15) 
Streitkräfte (Aktive): 31.700 (32) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, EAPR, PfP, 
EU, WEU-Beobachter, Euro-arktischer Barentsrat, Nordischer Rat, CBSS, 
Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
13. Frankreich 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,00 Prozent 
Fläche: 551.500 km² (7)  
Bevölkerung: 59.453.000 (6) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 21.897 (14) 
BSP-Wachstum: 2,4 Prozent (29) 
Streitkräfte (Aktive): 317.300 (5) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: G-7/G-8, OECD, Europarat, 
NATO, EAPR, EU, WEU, Eurokorps, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
14. Georgien 
Beitrittsdatum: März 1992  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,185 Prozent 
Fläche: 69.700 km² (32) 
Bevölkerung: 5.238.000 (31) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 3.606 (43) 
BSP-Wachstum: 4,0 Prozent (11) 
Streitkräfte (Aktive): 26.300 (35) 
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Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EAPR, Europarat, PfP, GUS, 
BSEC 
 
15. Griechenland 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,70 Prozent 
Fläche: 131.957 km² (22) 
Bevölkerung: 10.624.000 (16) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 14.595 (27) 
BSP-Wachstum: 3,3 Prozent (22) 
Streitkräfte (Aktive): 165.600 (12) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU, WEU, Stabilitätspakt für Südosteuropa, SECI, SEECP, BSEC 
 
16. Großbritannien und Nordirland 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,00 Prozent 
Fläche: 242.900 km² (17)  
Bevölkerung: 59.541.000 (5) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 20.883 (16) 
BSP-Wachstum: 1,7 Prozent (33) 
Streitkräfte (Aktive): 212.400 (9) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: G-7/G-8, OECD, Europarat, 
NATO, EAPR, EU, WEU, Nordischer Rat, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
17. Heiliger Stuhl 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,125 Prozent 
Fläche: 0,44 km² (55) 
Bevölkerung: 802 (2000) (55) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: k.A. 
BSP-Wachstum: k.A. 
Streitkräfte (Aktive): Keine (94 Schweizer Gardisten) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Keine 
 
18. Irland 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent 
Fläche: 70.273 km² (31) 
Bevölkerung: 3.841.000 (39) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 19.180 (20) 
BSP-Wachstum: 8,6 Prozent (3) 
Streitkräfte (Aktive): 11.500 (40) 
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Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, EAPR, EU, 
WEU-Beobachter, EAPC, PfP, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
19. Island 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 103.000 km² (24) 
Bevölkerung: 281.000 (50) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 26.283 (6) 
BSP-Wachstum: 6,0 (6) 
Streitkräfte (Aktive): Keine 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, Assoziiertes WEU-Mitglied, Euro-arktischer Barentsrat, Nordischer 
Rat, CBSS 
 
20. Italien 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,00 Prozent 
Fläche: 301.318 km² (16) 
Bevölkerung: 57.503.000 (7) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 20.751 (18) 
BSP-Wachstum: 1,0 Prozent (39) 
Streitkräfte (Aktive): 265.500 (7) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: G-7/G-8, OECD, Europarat, 
NATO, EAPR, EU, WEU, Stabilitätspakt für Südosteuropa, ZEI 
 
21. Jugoslawien (Serbien und Montenegro)* 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent 
Fläche: 102.173 km² (25) 
Bevölkerung: 10.538.000 (17) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 1.800 (1999)14 (52) 
BSP-Wachstum: -20 Prozent (50)15 
Streitkräfte (Aktive): 108.700 (13) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Stabilitätspakt für Südosteuropa, 
ZEI, SEECP 
 
* Die Bundesrepublik Jugoslawien war  vom 7. Juli 1992 bis zum 10. November 2000 von der 

Mitarbeit in der OSZE suspendiert. 

                                                        
14 Zahl aus: http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/geos/sr.html. 
15 Ebenda. 
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22. Kanada 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 5,45 Prozent 
Fläche: 9.970.610 km² (2) 
Bevölkerung: 31.015.000 (11) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 23.725 (10) 
BSP-Wachstum: 3,8 Prozent (14) 
Streitkräfte (Aktive): 60.600 (20) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: G-7/G-8, OECD, NATO, EAPR, 
NAFTA, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
23. Kasachstan 
Beitrittsdatum: Januar 1992  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent 
Fläche: 2.724.900 km² (4) 
Bevölkerung: 16.095.000 (14) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 4.408 (41) 
BSP-Wachstum: 0,6 Prozent (41) 
Streitkräfte (Aktive): 65.800 (18) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EAPR, PfP, GUS 
 
24. Kirgisistan 
Beitrittsdatum: Januar 1992  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,185 Prozent 
Fläche: 199.900 km² (20) 
Bevölkerung: 4.986.000 (33) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 2.223 (49) 
BSP-Wachstum: 2,6 Prozent (28) 
Streitkräfte (Aktive): 9.200 (44) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EAPR, PfP, GUS 
 
25. Kroatien 
Beitrittsdatum: März 1992  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 56.538 km² (35) 
Bevölkerung: 4.655.000 (35) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 6.915 (33) 
BSP-Wachstum: - 0,3 Prozent (44) 
Streitkräfte (Aktive): 61.000 (19) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, Stabilitätspakt für 
Südosteuropa, ZEI, SECI, SEECP-Beobachter, EAPR, PfP 
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26. Lettland 
Beitrittsdatum: September 1991 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 64.589 km² (34) 
Bevölkerung: 2.406.000 (43) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 5.938 (38) 
BSP-Wachstum: 0,5 Prozent (43) 
Streitkräfte (Aktive): 5.700 (46) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, EU-
Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, Assoziierter WEU-
Partner, Baltischer Rat, CBSS 
 
27. Liechtenstein 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,125 Prozent 
Fläche: 160 km² (52) 
Bevölkerung: 32.207 (2000)16 (52) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 23.000 (1998)17 (12) 
BSP-Wachstum: k.A. 
Streitkräfte (Aktive): Keine 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, seit 1923 Rechts-, 
Wirtschafts- und Währungsgemeinschaft mit der Schweiz, seit 1995 Mitglied 
im Europäischen Wirtschafts- und Währungsraum 
 
28. Litauen 
Beitrittsdatum: September 1991  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 65.300 km² (33) 
Bevölkerung: 3.689.000 (41) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 6.093 (37) 
BSP-Wachstum: -4,1 Prozent (48) 
Streitkräfte (Aktive): 12.100 (39) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, EU-
Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, Assoziierter WEU-
Partner, Baltischer Rat, CBSS 
 
29. Luxemburg 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent 
Fläche: 2.586 km² (49) 
Bevölkerung: 443.000 (48) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 38.247 (1) 
                                                        
16 Zahl aus: http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/geos/ls.html. 
17 Ebenda. 
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BSP-Wachstum: 5,1 Prozent (8) 
Streitkräfte (Aktive): 800 (49) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU, WEU, Eurokorps, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
30. Malta 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,125 Prozent 
Fläche: 315,6 km² (51) 
Bevölkerung: 392.000 (49) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 15.066 (25) 
BSP-Wachstum: 3,5 Prozent (18) 
Streitkräfte (Aktive): 1.900 (48) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EU-
Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen 
 
31. Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien 
Beitrittsdatum: Oktober 1995  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 25.713 km² (46) 
Bevölkerung: 2.044.000 (44) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 4.339 (42) 
BSP-Wachstum: 2,9 Prozent (26) 
Streitkräfte (Aktive): 16.000 (38) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, Stabili-
tätspakt für Südosteuropa, ZEI, SECI, SEECP 
 
32. Moldau 
Beitrittsdatum: Januar 1992  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 33.851 km² (42) 
Bevölkerung: 4.285.000 (37) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 2.358 (47) 
BSP-Wachstum: 16,5 Prozent18 (1) 
Streitkräfte (Aktive): 10.700 (41) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, GUS, 
Stabilitätspakt für Südosteuropa, ZEI, SECI, BSEC 
 
33. Monaco 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,125 Prozent 
Fläche: 1,95 km² (54) 
Bevölkerung: 31.693 (2000)19 (53) 
                                                        
18 Ohne Transnistrien. 
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BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 27.000 (1999)20 (4) 
BSP-Wachstum: k.A. 
Streitkräfte (Aktive): Keine 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: gehört über Sonderabkommen 
mit Frankreich dem Europäischen Wirtschafts- und Währungsraum an 
 
34. Niederlande 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 3,55 Prozent 
Fläche: 41.526 km² (40) 
Bevölkerung: 15.929.000 (15) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 23.052 (11) 
BSP-Wachstum: 3,0 Prozent (25) 
Streitkräfte (Aktive): 56.400 (22) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU, WEU, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
35. Norwegen 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,05 Prozent 
Fläche: 323.758 km² (14) 
Bevölkerung: 4.488.000 (36) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 26.522 (5) 
BSP-Wachstum: 0,6 Prozent (42) 
Streitkräfte (Aktive): 30.700 (33) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, Assoziiertes WEU-Mitglied, Euro-arktischer Barentsrat, Nordischer 
Rat, CBSS, Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
36. Österreich 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,05 Prozent 
Fläche: 83.858 km² (29) 
Bevölkerung: 8.075.000 (25) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 23.808 (9) 
BSP-Wachstum: 2,3 Prozent (30) 
Streitkräfte (Aktive): 40.500 (30) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, EAPR, PfP, 
EU, WEU-Beobachter, Stabilitätspakt für Südosteuropa, ZEI 

                                                                                                                        
19 Zahl aus: http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/geos/mn.html. 
20 Ebenda. 
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37. Polen 
Beitrittsdatum: November 1972 
Fläche: 312.685 km² (15)  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 1,40 Prozent 
Bevölkerung: 38.577.000 (10) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 7.894 (31) 
BSP-Wachstum: 3,4 Prozent (21) 
Streitkräfte (Aktive): 240.700 (8) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU-Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, 
Assoziiertes WEU-Mitglied, CBSS, Stabilitätspakt für Südosteuropa, 
CEFTA, ZEI 
 
38. Portugal 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent 
Fläche: 91.982 km² (27) 
Bevölkerung: 10.034.000 (21) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 15.147 (24) 
BSP-Wachstum: 3,1 Prozent (23) 
Streitkräfte (Aktive): 49.700 (26) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU, WEU, Stabilitätspakt für Südosteuropa  
 
39. Rumänien 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,70 Prozent 
Fläche: 238.391 km² (18) 
Bevölkerung: 22.388.000 (13) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 5.647 (39) 
BSP-Wachstum: - 3,0 Prozent (47) 
Streitkräfte (Aktive): 207.000 (10) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, EU-
Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, Assoziierter WEU-
Partner, Stabilitätspakt für Südosteuropa, CEFTA, ZEI, SECI, SEECP, BSEC 
 
40. Russische Föderation 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,00 Prozent 
Fläche: 17.075.400 km² (1) 
Bevölkerung: 144.664.000 (2) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 6.339 (35) 
BSP-Wachstum: 1,3 Prozent (36) 
Streitkräfte (Aktive): 1.004.100 (2) 
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Mitgliedschaften und Kooperationsformen: G-8, Europarat, EAPR, PfP, 
NATO-Russland-Grundakte, GUS, Euro-arktischer Barentsrat, CBSS, 
Stabilitätspakt für Südosteuropa, BSEC 
 
41. San Marino 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,125 Prozent 
Fläche: 60,57 km² (53) 
Bevölkerung: 26.937 (2000)21 (54) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 20.000 (1997)22 (19) 
BSP-Wachstum: k.A. 
Streitkräfte (Aktive): Keine 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat 
 
42. Schweden 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 3,55 Prozent 
Fläche: 449.964 km² (10) 
Bevölkerung: 8.833.000 (23) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 20.824 (17) 
BSP-Wachstum: 3,9 Prozent (12) 
Streitkräfte (Aktive): 53.100 (25) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, EAPR, PfP, 
EU, WEU-Beobachter, Euro-arktischer Barentsrat, Nordischer Rat, CBSS, 
Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
43. Schweiz 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 2,30 Prozent 
Fläche: 41.285 km² (41) 
Bevölkerung: 7.170.000 (27) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 27.486 (3) 
BSP-Wachstum: 1,4 Prozent (34) 
Streitkräfte (Aktive): 27.700 (34) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, PfP, EAPR, 
Stabilitätspakt für Südosteuropa 
 
44. Slowakische Republik 
Beitrittsdatum: Januar 1993 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,33 Prozent 
Fläche: 49.036 km² (36)  
Bevölkerung: 5.404.000 (29) 
                                                        
21 Zahl aus: http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/geos/sm.html. 
22 Ebenda. 
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BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 9.811 (30) 
BSP-Wachstum: 1,0 Prozent (40) 
Streitkräfte (Aktive): 44.900 (27) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, EAPR, PfP, 
EU-Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, Assoziierter 
WEU-Partner, Stabilitätspakt für Südosteuropa, CEFTA, ZEI 
 
45. Slowenien 
Beitrittsdatum: März 1992 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 20.256 km² (47) 
Bevölkerung: 1.986.000 (45) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 15.062 (26) 
BSP-Wachstum: 3,5 Prozent (19) 
Streitkräfte (Aktive): 9.600 (43) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, EU-Bei-
trittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, Assoziierter WEU-Part-
ner, Stabilitätspakt für Südosteuropa, CEFTA, ZEI, SECI 
 
46. Spanien 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 3,65 Prozent 
Fläche: 505.992 km² (8) 
Bevölkerung: 39.920.000 (9) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 16.730 (23) 
BSP-Wachstum: 3,7 Prozent (16) 
Streitkräfte (Aktive): 186.500 (11) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU, WEU, Eurokorps, Stabilitätspakt für Südosteuropa   
 
47. Tadschikistan 
Beitrittsdatum: Januar 1992 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,185 Prozent 
Fläche: 143.100 km² (21) 
Bevölkerung: 6.135.000 (28) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 981 (54) 
BSP-Wachstum: 3,7 Prozent (17) 
Streitkräfte (Aktive): 9.000 (45) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EAPR, PfP, GUS 
 
48. Tschechische Republik 
Beitrittsdatum: Januar 1993 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,67 Prozent 
Fläche: 78.866 km² (30) 
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Bevölkerung: 10.260.000 (19) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 12.289 (28) 
BSP-Wachstum: -0,5 Prozent (45) 
Streitkräfte (Aktive): 58.200 (21) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU-Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, 
Assoziiertes WEU-Mitglied, Stabilitätspakt für Südosteuropa, CEFTA, ZEI 
 
49. Türkei 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 1,00 Prozent 
Fläche: 779.815 km² (5) 
Bevölkerung: 67.632.000 (4) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 6.126 (36) 
BSP-Wachstum: - 6,4 Prozent (49) 
Streitkräfte (Aktive): 639.000 (3) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU-Assoziierungsabkommen, Assoziiertes WEU-Mitglied, Stabili-
tätspakt für Südosteuropa, SECI, SEECP, BSEC 
 
50. Turkmenistan 
Beitrittsdatum: Januar 1992 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,185 Prozent 
Fläche: 488.100 km² (9) 
Bevölkerung: 4.835.000 (34) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 3.099 (45) 
BSP-Wachstum: 14,9 Prozent (2) 
Streitkräfte (Aktive): 19.000 (37) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EAPR, PfP, GUS 
 
51. Ukraine 
Beitrittsdatum: Januar 1992 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 1,75 Prozent 
Fläche: 603.700 km² (6) 
Bevölkerung: 49.111.000 (8) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 3.142 (44) 
BSP-Wachstum: -1,2 Prozent (46) 
Streitkräfte (Aktive): 311.400 (6) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EAPR, PfP, NATO-
Ukraine-Charta, GUS, Stabilitätspakt für Südosteuropa, ZEI, BSEC 
 
52. Ungarn 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,70 Prozent 
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Fläche: 93.030 km² (26) 
Bevölkerung: 9.917.000 (22) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 10.479 (29) 
BSP-Wachstum: 5,3 Prozent (7) 
Streitkräfte (Aktive): 43.400 (28) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: OECD, Europarat, NATO, 
EAPR, EU-Beitrittsverhandlungen, EU-Assoziierungsabkommen, 
Assoziiertes WEU-Mitglied, Stabilitätspakt für Südosteuropa, CEFTA, ZEI, 
SECI 
 
53. USA 
Beitrittsdatum: November 1972 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 9,00 Prozent 
Fläche: 9.363.520 km² (3) 
Bevölkerung: 285.926.000 (1) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 30.600 (2) 
BSP-Wachstum: 4,1 Prozent (10) 
Streitkräfte (Aktive): 1.371.500 (1) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: G-7/G-8, OECD, NATO, EAPR, 
Stabilitätspakt für Südosteuropa, SECI, NAFTA 
 
54. Usbekistan 
Beitrittsdatum: Januar 1992 
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,55 Prozent 
Fläche: 447.400 km² (11) 
Bevölkerung: 25.284.000 (12) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 2.092 (51) 
BSP-Wachstum: 3,9 Prozent (13) 
Streitkräfte (Aktive): 74.000 (16) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: EAPR, PfP, GUS 
 
55. Zypern 
Beitrittsdatum: November 1972  
Kostenbeteiligung an der OSZE: 0,19 Prozent 
Fläche: 9.251 km² (48) 
Bevölkerung: 791.000 (47) 
BSP pro Kopf in Dollar nach PPP: 18.395 (21) 
BSP-Wachstum: 4,2 Prozent (9) 
Streitkräfte (Aktive): 10.000 (42) 
Mitgliedschaften und Kooperationsformen: Europarat, EU-Beitrittsverhand-
lungen, EU-Assoziierungsabkommen 
 
Quellen: International Institute for Strategic Studies (Hrsg.), The Military 
Balance 2000-2001, London 2000; 
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Internetseiten der CIA: http://www.cia.gov 
Internetseiten der OSZE: http://www.osce.org 
Internetseiten der Vereinten Nationen: http://www.un.org; 
Internetseiten der World Bank Group: http://www.worldbank.org; 
The World Bank, World Development Report 2000/2001, Oxford 2000. 
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OSZE-Tagungen, Treffen und Termine 2000/2001 
 
 
2000 
 
26.-30. Juni Gleichbehandlungs-Seminar für Schulungskräfte durch 

das OSZE-Zentrum in Almaty. 
Juli BDIMR-Schulungsseminar für weibliche Führungs-

kräfte in der kirgisischen Region Talas. 
3.-4. Juli BDIMR-Workshop zur Umsetzung der Lund-Empfeh-

lungen, Warschau. 
5. Juli Treffen der OSZE-Troika, Wien. 
6.-10. Juli Neunte Jahrestagung der Parlamentarischen Versamm-

lung der OSZE in Bukarest; Wahl von Adrian Severin 
zum neuen Präsidenten der PV. 

14. Juli Runder Tisch über Menschenhandel unter Leitung des 
BDIMR, Moskau. 

17.-19. Juli Workshop über OSZE-Gremien und -Institutionen für 
Kooperationspartner und Mittelmeerpartner der OSZE, 
Wien. 

18. Juli-13. August Frauenseminare der OSZE-Mission in Tadschikistan mit 
Schwerpunkt Familienrecht und politische Rechte. 

27.-30. Juli Veranstaltung der OSZE-Mission in Bosnien und Her-
zegowina zur politischen Einbindung der Jugend, Ka-
kanj. 

31. Juli Kleinunternehmer-Workshop der OSZE-Mission in Ta-
dschikistan. 

August Drei BDIMR-Menschenrechtsworkshops für Angehö-
rige des Justizwesens in Usbekistan.  

1. August 25 Jahre Schlussakte von Helsinki: Feierlichkeiten u.a. 
in Kopenhagen, Helsinki und Wien; Jubiläumskonfe-
renz zur 25-Jahr-Feier der Schlussakte von Helsinki, 
Tampere. 

1.-8. August Die OSZE-Mission im Kosovo (OMIK) eröffnet drei 
weitere Betreuungszentren für politische Parteien in 
Prizren, Gnjilane und Mitrovica. 

21.-28. August Schulungsworkshops für politische Parteien zur Wahl-
kampfführung im gesamten Kosovo. 

15.-19. August Schulungsseminare der OSZE-Mission in Tadschikistan 
für Gebietskörperschaften. 

19.-21. August Erster Trainingslehrgang der OSZE-Mission in Bosnien 
und Herzegowina zur Stärkung des Durchsetzungsver-
mögens von NGOs. 
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22.-24. August Seminar der OSZE-Mission in Estland über Lehreraus-
bildung und Integration. 

23.-30. August Seminare der OSZE-Mission in Tadschikistan für Regi-
onal- und Bezirksfunktionäre. 

2. September Runder Tisch über Wahlen unter der Schirmherrschaft 
der OSZE in der kasachischen Hauptstadt Astana. 

4. September OMIK-Schulungsworkshop für Kandidatinnen im Kom-
munalwahlkampf im Kosovo. 

4.-8. September OSZE-Wirtschaftsworkshop, Taschkent. 
5.-6. September OMIK-Seminar für Angehörige der Justiz über humani-

täres Völkerrecht im Kosovo. 
10.-16. September Journalistenlehrgang über Korruptionsbekämpfung der 

OSZE-Mission in Bosnien und Herzegowina, Banja 
Luka. 

11.-12. September Seminar des OSZE-Zentrums in Almaty über Men-
schenrechte in Strafverfahren in Kasachstan. 

13.-15. September OSZE-Regionalseminar über globales Umweltrecht, Al-
maty. 

13., 18. September OSZE eröffnet Political Resource Centres in Bosnien 
und Herzegowina, Višegrád und Prijedor. 

14. September Tagung über Tätigkeit, Rolle und Zukunft des Büros des 
Koordinators für ökonomische und ökologische Aktivi-
täten der OSZE (OCEEA), Wien. 

14.-15. September BDIMR-Workshop zum Thema "Leitlinien für die 
Überprüfung der Wahlgesetze", Stockholm. 

18. September Erstes Treffen der Sonderarbeitsgruppe des Stabilitäts-
pakts zum Thema Menschenhandel, Wien. 

20. September Das OMIK-Institut für Zivilverwaltung im Kosovo 
(ICA) nimmt seine Arbeit auf, Zvecan. 

25. September OSZE/BDIMR-Tagung zu Problemen der Migration 
und Binnenvertreibung, Wien. 

25. September Erste regionale Missionsleitertagung für den Kaukasus, 
Eriwan. 

26.-27. September Konferenz über Menschenhandel in Moldau. 
27. September OSZE-Seminar über Konfliktbeilegung und regionale 

Zusammenarbeit, Eriwan. 
28.-30. September Seminar für lokale Behörden in Tadschikistan, Chu-

dschand. 
5.-6. Oktober Runder Tisch zu Fragen der Öffentlichkeitsarbeit, Tiflis. 
7. Oktober OSZE-Konferenz "Frauen in der Politik" im Kosovo, 

Priština. 
9.-13. Oktober OCEEA-Schulungsseminar für Wirtschafts- und Um-

weltreferenten in den Feldmissionen, Wien. 
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10. Oktober Zweite Konferenz zur Drogenbekämpfung in Tadschi-
kistan, Dusti. 

16.-17. Oktober OSZE-Expertentreffen zu Eigentumsfragen in Kroatien. 
17.-27. Oktober Fünftes Implementierungstreffen zur menschlichen Di-

mension, Warschau. 
19.-20. Oktober Tagung der BDIMR-Expertengruppe zur Verhütung von 

Folter, Warschau. 
19.-20. Oktober Gemeinsame Konferenz von OSZE und UNODCCP ge-

gen Drogen, organisierte Kriminalität und Terrorismus 
in Zentralasien, Taschkent. 

23. Oktober BDIMR-Tagung zum Thema "Roma als Flüchtlinge und 
Asylsuchende", Warschau. 

23.-24. Oktober BDIMR-Seminar über Datenschutz in amtlichen Ver-
zeichnissen der Ukraine, Kiew. 

23.-24. Oktober Tagung des BDIMR-Expertengruppe zur Religions- und 
Glaubensfreiheit, Warschau. 

26.-28. Oktober HKNM-Seminar über "Religion, Sicherheit und Stabili-
tät in Zentralasien", Almaty. 

27. Oktober Treffen der OSZE-Troika, Wien. 
30. Oktober Runder Tisch für NGOs und Regierung zum Thema 

Menschenhandel in Rumänien, Bukarest. 
30.-31. Oktober Jährliches OSZE-Seminar mit Mittelmeerpartnern, Por-

torož. 
31. Okt.-1. Nov. Gesprächsrunde zum Thema Menschenrechtserziehung 

in Kasachstan, Astana. 
2.-3. November OCEEA-Seminar über "Transparenz und gute Regie-

rungsführung in Wirtschaftsangelegenheiten", Almaty. 
3.-5. November Schulung der Stabilitätspakts-Arbeitsgruppe für Gleich-

behandlungsfragen zur Kompetenzförderung politisch 
aktiver Frauen in Kroatien, Zagreb. 

6. November Diskussionsrunde des OSZE-Beauftragten für Medien-
freiheit und des Auswärtigen Amtes über Gefahren für 
Journalisten in Konfliktgebieten, Berlin. 

6.-7. November Erste Jugendkonferenz der OSZE-Mission in Bosnien 
und Herzegowina, Sarajewo. 

9. November Thailand wird vom Ständigen Rat offiziell als Koopera-
tionspartner willkommen geheißen. 

9.-10. November Konferenz der OSZE-Mission in Tadschikistan zum 
Thema "Menschenrechte und Untersuchungsverfahren 
und Untersuchungshaft", Chudschand. 

14.-15. November Konferenz unter der Ägide des OSZE-Beauftragten für 
Medienfreiheit über Medienprobleme in Zentralasien 
und die Förderung der regionalen Zusammenarbeit, Du-
schanbe 
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14.-17. November BDIMR-Workshop zum Thema Frauen in Führungspo-
sitionen in Kirgisistan, Issyk-Kul. 

20.-22. November BDIMR-Workshop über Frauenrechte in Kasachstan. 
21. November Ombudsmann-Institution des Kosovo eröffnet, Priština. 
25.-26. November Beratungs- und Überwachungsgruppe der OSZE in Be-

larus startet Seminarreihe für Pflichtverteidiger, Glubo-
koje und Molodetschno. 

26. Nov.-6. Dez. Menschenrechtsschulung des BDIMR und des Europa-
rats für Mitarbeiter des Persönlichen Menschenrechts-
beauftragten des russischen Präsidenten für Tschetsche-
nien, Straßburg. 

27. -28. November Achtes Treffen des OSZE-Ministerrats, Wien. 
30. Nov.-1. Dez. Gründung eines europaweiten Netzwerks von roma-

stämmigen Parlamentsabgeordneten, Bürgermeistern 
und Gemeinderäten, Prag. 

1. Dezember Projektstart "mobiler.kultur.container" des Beauftragten 
für Medienfreiheit. 

1. Dezember Beginn des "Ariadne"-Projekts zur Bekämpfung des 
Menschenhandels, Minsk. 

3.-4. Dezember Seminar über Rechte von Minderheiten unter Teilnahme 
des HKNM, Zagreb. 

8.-9. Dezember Konferenz über das Gemeindefinanzierungsprogramm 
MIFI der OSZE-Mission in Bosnien und Herzegowina, 
Sarajewo. 

8.-11. Dezember Regionale Journalistenkonferenz in Georgien. 
9.-11. Dezember NGO-Tagung zum Thema Menschenrechte in Kirgi-

sistan. 
11.-12. Dezember Konferenz über Migrationgesetze in Kasachstan. 
11.-12. Dezember OSZE-Japan-Konferenz zum Thema "Unfassende Si-

cherheit in Zentralasien - Erfahrungsaustausch zwischen 
der OSZE und Asien", Tokio.  

13.-17. Dezember BDIMR-Schulungsseminar für das usbekische Ombuds-
mann-Büro, Taschkent. 

14. Dezember Internationale Konferenz über den Umgang mit ethni-
schen Konflikten unter Teilnahme des HKNM, Bonn. 

14.-17. Dezember Konferenz zum Thema "Rechtshilfezentren für Frauen 
in Tadschikistan", Duschanbe. 
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2001 
 
1. Januar Rumänien übernimmt den Amtierenden Vorsitz der 

OSZE von Österreich. Der rumänische Außenminister 
Mircea Geoana wird Amtierender Vorsitzender der 
OSZE. 

11.-12. Januar Gemeinsames Medienseminar der OSZE und des Euro-
parats, Eriwan. 

15.-16. Januar Schulungsseminar für 30 neue Gemeindeversammlungs-
vorsteher, Priština. 

19. Januar Koordinatorentreffen der Sonderarbeitsgruppe Men-
schenhandel des Stabilitätspakts. 

22.-23. Januar Missionsleitertreffen, Bukarest. 
23. Januar Treffen der OSZE-Troika, Bukarest. 
25. Januar Runder Tisch zum Thema Wahlen, Astana. 
26.-27. Januar Seminar über Medienfragen in Kasachstan, Astana. 
30.-31. Januar Seminar der Europäischen Kommission und des Koordi-

nators für ökonomische und ökologische Aktivitäten der 
OSZE, Brüssel. 

2. Februar Treffen des Amtierenden Vorsitzenden mit dem Gene-
ralsekretär der Vereinten Nationen, New York. 

8.-9. Februar Konsultations- und Informationstreffen des BDIMR 
über Romafragen, Warschau. 

9. Februar Runder Tisch zur Wahlgesetzgebung in Armenien, Eri-
wan. 

14. Februar Runder Tisch über die Änderung der Wahlordnung Ar-
meniens, Eriwan. 

15.-16. Februar Runder Tisch über Gesundheitsfragen der Roma, Buka-
rest. 

16. Februar Runder Tisch über Roma in der Bundesrepublik Jugo-
slawien. 

16. Februar Jährliches Dreiertreffen von OSZE, VN und Europarat, 
Wien. 

27.-28. Februar Seminar über das Sicherheitskonzept der OSZE, Asch-
gabad. 

28. Feb.-2. März Konferenz über freie Medien in Südosteuropa, Zagreb. 
März  Workshops zu Wohnungs- und Eigentumsfragen im Ko-

sovo. 
März Beginn eines BDIMR-Ausbildungslehrgangs für NGOs 

im Kaukasus und in Zentralasien über Menschenrechts-
überwachung und -berichterstattung. 

6. März Expertenrunde zur Begutachtung von Gesetzentwürfen 
in der Ukraine. 
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6. März Internationaler Workshop über öffentliche Sicherheit 
und Rechtsstaatlichkeit aus europäischer Perspektive, 
London. 

7.-9. März Umweltgesprächsrunden in Bosnien und Herzegowina. 
12.-13. März Zusätzliches Treffen der OSZE zur menschlichen Di-

mension, Wien. 
13.-16. März Technische Beurteilungsmission des BDIMR auf Zy-

pern. 
14.-15. März OSZE-Schulungsseminar für Regierungssprecher in 

Bosnien und Herzegowina. 
16. März Eröffnung der OSZE-Mission in der Bundesrepublik 

Jugoslawien, Belgrad. 
19. März Runder Tisch über multilinguale und mulikulturelle 

Schulmodelle in Estland. 
19.-21. März OSZE-Korea-Konferenz über "Anwendbarkeit der ver-

trauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM) 
der OSZE in Nordostasien", Seoul. 

21. März Regionales Wirtschaftsforum, Hrvatska Kostajunica. 
23. März Schulungskurse für Abgeordnete in Stadtparlamenten 

aus dem Kosovo in Norwegen. 
27.-28. März Vorbereitungsseminar zum OSZE-Wirtschaftsforum, 

"Transparenz und gutes Regieren in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten; Institutionen, Regierungsführung und 
Wirtschaftsleitung", Bukarest. 

29. März-2. April Start des BDIMR-Projekts zur Reform des ukrainischen 
Registrierungssystems. 

30. März Schulungsseminar über Schulsystem und nationale Min-
derheiten, Tallinn. 

6. April Seminar über Gleichstellung in Bosnien und Herzego-
wina. 

9. April Workshop zu Justizreformen, Belgrad. 
11. April "2+2" Treffen von OSZE und Europarat, Bukarest. 
15. April OMIK-Radioprogramm "mit uns, für uns" geht auf Sen-

dung. 
17. April Regionale Konferenz zum Thema Rauschgift, Tiflis. 
18. April Runder Tisch über Menschenrechte mit Berichten des 

VN-Menschenrechtskomitees in Tadschikistan. 
19.-20. April Runder Tisch über Menschenhandel, Belgrad. 
27. April Treffen der Sonderarbeitsgruppe des Stabilitätspakts 

zum Thema Menschenhandel, Wien. 
28.-30. April Regionales Treffen des BDIMR-Programms Roma in 

Südosteuropa, Bukarest. 
4.-11. Mai Schulungsseminare für Trainer zu Gleichstellungsfragen 

in Aserbaidschan und Georgien, Baku und Tiflis. 
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7.-8. Mai Gleichstellungskonferenz der OSZE-Mission in Arme-
nien, Eriwan. 

8. Mai Expertentreffen zur Wahlrechtsreform in Serbien, Bel-
grad.  

14.-15. Mai Antikorruptionsseminar für südukrainische Staatsan-
wälte, Jalta.  

14.-18. Mai OMIK-Medienseminar für junge Roma-Journalisten im 
Kosovo. 

15.-18. Mai Neuntes Wirtschaftsforum der OSZE, Prag. 
17.-18. Mai Demokratie- und Rechtsdurchsetzungskonferenz, Eri-

wan. 
18. Mai OMIK-Menschenrechts-Workshop für Kommunalpoliti-

ker im Kosovo.  
21., 30. Mai Beginn der multiethnischen Polizeiausbildung in Süd-

serbien.  
21.-29. Mai Schulungsseminare zu internationalen Rechtsstandards 

in Usbekistan, Buchara und Taschkent. 
29.-31. Mai BDIMR-Seminar zu Wahlprozessen, Warschau. 
31. Mai Workshop zur Medienfreiheit in Belarus, Wien. 
1.-2. Juni Konferenz über Voruntersuchungen zu Gerichtsverfah-

ren in Usbekistan, Taschkent. 
6.-7. Juni BDIMR-Krisenmanagement-Workshop für Polizeibe-

amte und Bürgermeister, Skopje. 
7.-9. Juni Schulungsseminar für Beamte im Kosovo, Priština. 
8. Juni Schulungsseminar für Polizeisprecher in Bosnien und 

Herzegowina über den Umgang mit Medien. 
11. Juni Dritter Runder Tisch über Wahlen in Kasachstan, Al-

maty. 
13.-14. Juni Erkundungsmission des BDIMR in Tschetschenien. 
15. Juni Rückkehr der OSZE-Unterstützungsgruppe nach Tsche-

tschenien, Eröffnung des Büros in Snamenskoje. 
17.-24. Juni Schulungsseminare für Grenz- und Gefängnisbeamte 

aus Aserbeidschan in Polen. 
18.-19. Juni Zweites zusätzliches Treffen der OSZE zur menschli-

chen Dimension über die Förderung von Toleranz und 
Nichtdiskriminierung, Wien 

19. Juni Konferenz über Terrorismusabwehr in Zentralasien, Is-
tanbul. 

20. Juni Treffen der OSZE-Troika, Bukarest. 
20.-21. Juni Tagung der BDIMR-Expertengruppe zur Religions- und 

Glaubensfreiheit, Den Haag. 
21.-22. Juni Regionale Drogenexpertenkonferenz, Suchumi.  
21. Juni Runder Tisch über Menschenhandel in Tadschikistan. 
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26.-29. Juni Jugendkongress in der Kosovo-Polizeischule der OSZE, 
Vučitrn. 

1. Juli Botschafter Rolf Ekeus übernimmt das Amt des Hohen 
Kommissars der OSZE für nationale Minderheiten 

2. Juli Seminar über Menschenrechte und Rechtssicherheit im 
Kosovo, Priština. 

2. Juli Workshop für Gemeinderäte über Menschenrechtsstan-
dards im Kosovo, Mitrovica. 

3.-7. Juli Seminar über Ökologie und Sicherheit, Berlin. 
4.-13. Juli Seminare über Oppositionsarbeit im ganzen Kosovo. 
6.-10. Juli Zehnte Jahrestagung der Parlamentarischen Versamm-

lung der OSZE, Paris. 
7. Juli Eröffnung eines Demokratie-Hauses der OSZE-Mission 

im Kosovo, Peć. 
13. Juli Runder Tisch über die Ächtung von Folter, Eriwan.  
16.-19. Juli Computerschulungsworkshop für Journalisten im Ko-

sovo, Mitrovica. 
17. Juli Seminar über Stadtplanung und Entwicklung im Ko-

sovo, Zubin Potok. 
24. Juli-3. Aug. Seminare über gesetzlich verankerte Rechte für Ge-

schäftsfrauen in Tadschikistan. 
25. Juli Runder Tisch über den Zugang zu Regierungsinformati-

onen in Tadschikistan. 
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